
 

 

Tarifvertrag 

über die Eingruppierung und die Entgeltordnung 

für die Lehrkräfte der Länder 

(TV EntgO-L) 

 

 

vom 28. März 2015* ** 

 

 

Zwischen 

 

 

 

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 

vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes, 

einerseits 

 

und 

 

dbb beamtenbund und tarifunion, 

vertreten durch den Fachvorstand Tarifpolitik, 

 

beziehungsweise mit Wirkung zum 1. März 2017 inhaltsgleich 

 

ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, 

vertreten durch den Bundesvorstand, 

 

diese zugleich handelnd für 

- Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) 

andererseits 

 

wird Folgendes vereinbart: 

 

 

 

 

_______________________ 

* mit Wirkung vom 1. August 2015 idF ÄndTV Nr. 1 vom 2. Februar 2016 mit Streichungen und Ergän-

zungen 

** mit Wirkung vom 1. März 2017 bzw 1. Januar 2018 idF ÄndTV Nr. 2 vom 17. Februar 2017 mit 

Streichungen und Ergänzungen (Redaktionsvorbehalt, Stand 11. April 2017) 
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Präambel 

Die Tarifvertragsparteien bekennen sich zum hohen gesellschaftlichen Wert der 

schulischen Bildung und Erziehung. Zur Gewährleistung der bestehenden hohen Un-

terrichtsqualität in den Ländern halten sie auch für die tarifvertraglich beschäftigten 

Lehrkräfte grundsätzlich eine vollständige Lehrerausbildung, die auch den erfolgreich 

abgeschlossenen Vorbereitungsdienst einschließt, für erforderlich. 

 

Abschnitt I 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Geltungsbereich 

Dieser Tarifvertrag gilt für Lehrkräfte an allgemeinbildenden und berufsbildenden 

Schulen, die unter den Geltungsbereich des § 44 Tarifvertrag für den öffentlichen 

Dienst der Länder (TV-L) fallen. 

 

§ 2 
Maßgaben zum TV-L und zum TVÜ-Länder 

(1)  Für die Eingruppierung der Lehrkräfte gilt der TV-L mit den Maßgaben in Ab-

schnitt II. 

(2)  Für die Überleitung der am 31. Juli 2015 vorhandenen Lehrkräfte in die Entgelt-

ordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L) gilt der Tarifvertrag zur Überlei-

tung der Beschäftigten in den TV-L und zur Regelung des Übergangsrechts 

(TVÜ-Länder) mit den Maßgaben in Abschnitt III. 

 

Abschnitt II 
Maßgaben zum TV-L 

§ 3 
Maßgabe zu § 12 TV-L - Eingruppierung - 

§ 12 TV-L gilt in folgender Fassung: 

„§ 12 

Eingruppierung 

(1) 1Die Eingruppierung der Lehrkraft richtet sich nach den Eingruppierungsrege-

lungen der Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L). 2Die Lehrkraft 

erhält Entgelt nach der Entgeltgruppe, in der sie eingruppiert ist. 3Die Lehrkraft 

ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die sich für die gesamte von ihr nicht nur  

vorübergehend auszuübende Tätigkeit aus den Eingruppierungsregelungen 

ergibt. 

(2) Die Entgeltgruppe der Lehrkraft ist im Arbeitsvertrag anzugeben.“ 
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§ 4 
Maßgabe zu § 13 TV-L - Eingruppierung in besonderen Fällen - 

§ 13 TV-L findet keine Anwendung. 

 

§ 5 
Maßgabe zu § 14 TV-L - Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen 

Tätigkeit - 

§ 14 TV-L gilt in folgender Fassung: 

„§ 14 

Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit 

(1) Wird einer unter Abschnitt 1, Abschnitt 2 Ziffer 1 oder Abschnitt 5 Ziffer 1 der 

Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L) fallenden Lehrkraft vo-

rübergehend eine Tätigkeit übertragen, die einer höheren Entgeltgruppe zuge-

ordnet ist, erhält sie eine persönliche Zulage, wenn die Voraussetzungen - stün-

de sie im Beamtenverhältnis - für die Zahlung einer Zulage nach dem beim Ar-

beitgeber geltenden Besoldungsrecht bei vorübergehender Übertragung der 

Aufgaben eines höherwertigen Amtes erfüllt wären. 

(2)  Die persönliche Zulage bemisst sich aus dem Unterschiedsbetrag zu dem Be-

trag, der sich für die Lehrkraft bei dauerhafter Übertragung nach § 17 Absatz 4 

Satz 1 und 2 ergeben hätte.“ 

 

§ 6 
Maßgaben zu § 16 TV-L - Stufen der Entgelttabelle - 

(1) § 16 Absatz 1 Satz 2 TV-L und § 16 Absatz 3 Satz 2 TV-L gelten mit der Maß-

gabe, dass Entgeltordnung im Sinne der Vorschrift die Entgeltordnung Lehrkräf-

te (Anlage zum TV EntgO-L) ist. 

(2) Anstelle von § 44 Nr. 2a TV-L gilt Folgendes§ 16 Absätze 2 und 3 gelten mit 

folgenden Maßgaben: 

1. Bei Anwendung des § 16 Absatz 2 Satz 2 TV-L gilt: 

1Für ab 1. April 2011 neu zu begründende Arbeitsverhältnisse von Lehr-

kräften werden im Rahmen des § 16 Absatz 2 Satz 2 TV-L Zeiten ein-

schlägiger Berufserfahrung aus mehreren Arbeitsverhältnissen zum sel-

ben Arbeitgeber, zuzüglich einer einmaligen Berücksichtigung der nach 

Ziffer 4 Satz 1 angerechneten Zeit des Referendariats oder Vorberei-

tungsdienstes, zusammengerechnet. 2Die Nr. 3 der Protokollerklärungen 

zu § 16 Absatz 2 TV-L bleibt unberührt. 

2. Für ab 1. August 2015 neu zu begründende Arbeitsverhältnisse von Lehr-

kräften im Sinne der Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L), 

die gemäß § 16 Absatz 1 Satz 2 TV-L in Entgeltgruppe 9 der besonderen 

Stufenlaufzeit von fünf Jahren in Stufe 2 und neun Jahren in Stufe 3 unter-

fallen, gilt § 16 Absatz 2 Satz 3 TV-L in folgender Fassung:  
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„Ist die einschlägige Berufserfahrung von mindestens einem Jahr in 

einem Arbeitsverhältnis zu einem anderen Arbeitgeber erworben 

worden, erfolgt die Einstellung in die Stufe 2, beziehungsweise - bei 

Vorliegen einer einschlägigen Berufserfahrung von mindestens 

sechs Jahren - in Stufe 3.“ 

3. Für ab 1. August 2015 neu zu begründende Arbeitsverhältnisse von Lehr-

kräften im Sinne von Abschnitt 2 Ziffer 1 der Entgeltordnung Lehrkräfte 

(Anlage zum TV EntgO-L) gilt § 16 Absatz 2 Satz 3 TV-L [Anm.: sog „bes-

te Nichterfüller“: 2 Jahre Stufe 1, 5 Jahre Stufe 2] in folgender Fassung: 

„Ist die einschlägige Berufserfahrung von mindestens zwei Jahren in 

einem Arbeitsverhältnis zu einem anderen Arbeitgeber erworben 

worden, erfolgt die Einstellung in die Stufe 2, beziehungsweise - bei 

Vorliegen einer einschlägigen Berufserfahrung von mindestens sie-

ben Jahren - in Stufe 3.“ 

4. Bei Anwendung des § 16 Absatz 3 Satz 1 TV-L gilt: 

1Für ab 1. März 2009 neu zu begründende Arbeitsverhältnisse von Lehr-

kräften wird die zur Vorbereitung auf den Lehrerberuf abgeleistete Zeit des 

Referendariats oder des Vorbereitungsdienstes im Umfang von sechs Mo-

naten auf die Stufenlaufzeit der Stufe 1 angerechnet. 2Für ab 1. August 

2015 neu zu begründende Arbeitsverhältnisse von Lehrkräften im Sinne 

von Abschnitt 2 Ziffer 1 der Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum  

TV EntgO-L) beträgt die Stufenlaufzeit in Stufe 1 zwei Jahre und in Stufe 2 

fünf Jahre. 

 

§ 7 
Maßgabe zu § 17 TV-L - Allgemeine Regelung zu den Stufen - 

Die Protokollerklärung zu § 17 Absatz 4 Satz 1 2. Halbsatz TV-L gilt in folgender 

Fassung: 

„Protokollerklärung zu § 17 Absatz 4 Satz 1 2. Halbsatz: 

1Für nachstehend aufgeführte Lehrkräfte im Sinne der Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV 

EntgO-L) gelten folgende Höhergruppierungen nicht als „Höhergruppierungen Eingruppierung über 

mehr als eine Entgeltgruppe“: 

- Lehrkräfte nach Abschnitt 1 von der Entgeltgruppe 11 in die Entgeltgruppe 13, 

- Lehrkräfte nach Abschnitt 2 Ziffer 1 von der Entgeltgruppe 11 in die Entgeltgruppe 13,  

- Lehrkräfte nach Abschnitt 2 Ziffer 2 von der Entgeltgruppe 10 in die Entgeltgruppe 12, 

- Lehrkräfte nach Abschnitt 5 Ziffer 1 von der Entgeltgruppe 11 in die Entgeltgruppe 13 und 

- Lehrkräfte nach Abschnitt 6 von der Entgeltgruppe 11 in die Entgeltgruppe 13. 

2Satz 1 findet keine Anwendung bei einer Höhergruppierung, die aufgrund des Inkrafttretens der Ent-

geltordnung Lehrkräfte auf Antrag gemäß § 29a Absatz 3 und 4 TVÜ-Länder in der Fassung des § 11 

TV EntgO-L erfolgt. 3Hat die Lehrkraft nach der Überleitung in die Entgeltordnung Lehrkräfte einen 

Antrag nach § 29a Absatz 3 TVÜ-Länder in der Fassung des § 11 TV EntgO-L nicht gestellt, gilt im 

Falle einer späteren Höhergruppierung die bisherige Entgeltgruppe (Protokollerklärung zu § 29a Ab-

satz 2 Satz 1 und 2 TVÜ-Länder in der Fassung des § 11 TV EntgO-L) als Entgeltgruppe nach Satz 1, 

von der aus die Höhergruppierung erfolgt.“ 
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§ 8 [gestrichen] 
Maßgabe zu Anlage A des TV-L - Entgeltordnung zum TV-L - 

Die Nr. 4 der Vorbemerkungen zu allen Teilen der Entgeltordnung zum TV-L (Anla-

ge A zum TV-L) gilt in folgender Fassung: 

„4. 1Für Beschäftigte als Lehrkräfte, die unter den Geltungsbereich des § 44 TV-L 

fallen, gelten nur die Eingruppierungsregelungen der Entgeltordnung Lehrkräfte 

(Anlage zum TV EntgO-L). 2Für die übrigen Lehrkräfte gilt die Entgeltordnung 

zum TV-L, wenn für sie in den Teilen II oder IV ein besonderes Tätigkeitsmerk-

mal vereinbart ist.“ 

 

Abschnitt III 
Maßgaben zum TVÜ-Länder 

§ 9 
Maßgabe zu § 12 TVÜ-Länder - Strukturausgleich - 

§ 12 Absatz 5 TVÜ-Länder gilt in folgender Fassung: 

„(5) 1Bei Höhergruppierungen wird der Unterschiedsbetrag zum bisherigen Entgelt 

auf den Strukturausgleich angerechnet. 2Dies gilt auch, wenn die Höhergruppie-

rung aufgrund der Überleitung von Beschäftigten in die Entgeltordnung Lehr-

kräfte (Anlage zum TV EntgO-L) gemäß § 29a Absatz 3 erfolgt. 3Für Lehrkräfte 

in einer der Entgeltgruppen 9 bis 15 (Anlage B zum TV-L) sowie 13Ü (§ 19 

TVÜ-Länder) wird bei Erreichen der Stufe 6 auch der Unterschiedsbetrag zwi-

schen Stufe 5 und Stufe 6 auf den Strukturausgleich angerechnet. 4Satz 3 gilt 

entsprechend bei Lehrkräften in Entgeltgruppe 9 mit besonderer Stufenlaufzeit 

von fünf Jahren in Stufe 2 für den Erhöhungsbetrag nach Anlage B zum TV-L. 

Protokollerklärung zu § 12 Absatz 5 Satz 3 und 4: 

1Für Lehrkräfte, die in der Zeit vom 1. Januar 2018 bis zum 30. September 2018 der Stufe 6 zu-

geordnet werden, wird auch die Erhöhung des Unterschiedsbetrages am 1. Oktober 2018 auf 

den Strukturausgleich angerechnet. 2Satz 1 gilt entsprechend bei Lehrkräften in Entgeltgruppe 9 

mit besonderer Stufenlaufzeit von fünf Jahren in Stufe 2 für den Erhöhungsbetrag nach Anlage 

B zum TV-L." 

 

§ 10 
Maßgaben zu § 17 TVÜ-Länder - Eingruppierung - 

(1) § 17 Absatz 1 TVÜ-Länder gilt in folgender Fassung: 

„(1) 1Die Nr. 5 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen der Anla-

ge 1a zum BAT/BAT-O sowie § 2 Nr. 3 des Änderungstarifvertrages Nr. 1 

zum BAT-O vom 8. Mai 1991 gelten über den 31. Oktober 2006 hinaus bis 

zum 31. Dezember 2011 fort. 2Für Beschäftigte, die unter § 2 Nr. 3 des 

Änderungstarifvertrages Nr. 1 zum BAT-O vom 8. Mai 1991 fallen, gelten 

die entsprechenden Vorschriften des Satzes 1 auch über den 31. Dezem-

ber 2011 hinaus bis zum 31. Juli 2015 fort.“ 

(2) § 17 Absatz 3 TVÜ-Länder gilt nicht. 
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(3) § 17 Absatz 7 TVÜ-Länder gilt in folgender Fassung: 

„(7) 1Für Eingruppierungen ab dem 1. November 2006 bis zum 31. Dezember 

2011 werden die Vergütungsgruppen der Allgemeinen Vergütungsordnung 

(Anlage 1a zum BAT) gemäß Anlage 4 den Entgeltgruppen des TV-L zu-

geordnet. 2Für Lehrkräfte, die unter den Geltungsbereich des § 44 TV-L 

und unter § 2 Nr. 3 des Änderungstarifvertrages Nr. 1 zum BAT-O vom 

8. Mai 1991 fallen, gilt Satz 1 für Eingruppierungen in der Zeit vom 1. Ja-

nuar 2012 bis zum 31. Juli 2015 fort. 3In den Fällen des § 16 Absatz 2a 

TV-L kann die Eingruppierung auch über den 31. Juli 2015 hinaus unter 

Anwendung der Anlage 2 in die im unmittelbar vorhergehenden Arbeits-

verhältnis gemäß § 4 Absatz 1 in Verbindung mit Anlage 2, § 8 Absatz 1 

und 3, oder durch vergleichbare Regelungen erworbene Entgeltgruppe er-

folgen, sofern das unmittelbar vorhergehende Arbeitsverhältnis vor dem 1. 

November 2006 begründet worden ist und derselben Ausgangsvergü-

tungsgruppe zugeordnet war; im vorhergehenden Arbeitsverhältnis noch 

nicht vollzogene Bewährungs-, Tätigkeits- oder Zeitaufstiege werden in 

dem neuen Arbeitsverhältnis nicht weitergeführt. 

Protokollerklärung zu § 17 Absatz 7 Satz 1: 

Für das Land Berlin tritt an die Stelle des Datums „1. November 2006“ das Datum „1. 

September 2008“.“ 

 

§ 11 
Maßgabe zu § 29a TVÜ-Länder - Überleitung in die Entgeltordnung zum TV-L 

am 1. Januar 2012 

§ 29a TVÜ-Länder gilt in folgender Fassung: 

„§ 29a 

Überleitung der Lehrkräfte in die Entgeltordnung Lehrkräfte  

(Anlage zum TV EntgO-L) am 1. August 2015 

(1) 1Für in den TV-L übergeleitete und für zwischen dem 1. November 2006 und 

dem 31. Juli 2015 neu eingestellte Lehrkräfte gelten für Eingruppierungen ab 

dem 1. August 2015 der § 12 TV-L in der Fassung des § 3 TV EntgO-L sowie 

die Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L). 2Hängt die Eingrup-

pierung nach Satz 1 von der Zeit einer Tätigkeit oder Berufsausübung ab, wird 

die vor dem 1. August 2015 zurückgelegte Zeit so berücksichtigt, wie sie zu be-

rücksichtigen wäre, wenn die Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV Ent-

gO-L) bereits seit dem Beginn des Arbeitsverhältnisses gegolten hätte. 

(2) 1In den TV-L übergeleitete und ab dem 1. November 2006 neu eingestellte 

Lehrkräfte, 

- deren Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber, der Mitglied der TdL oder ei-

nes Mitgliedsverbandes der TdL ist, über den 31. Juli 2015 hinaus fortbe-

steht, und  

- die am 1. August 2015 unter den Geltungsbereich des § 44 TV-L fallen, 
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sind - jedoch unter Beibehaltung der bisherigen Entgeltgruppe für die Dauer der 

unverändert auszuübenden Tätigkeit - zum 1. August 2015 in die Entgeltord-

nung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L) übergeleitet; Absatz 3 bleibt unbe-

rührt. 2Soweit an die Tätigkeit in der bisherigen Entgeltgruppe in Abweichung 

von § 16 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 TV-L besondere Stufenregelun-

gen geknüpft waren, gelten diese für die Dauer der unverändert auszuübenden 

Tätigkeit fort. 3Soweit an die Tätigkeit in der bisherigen Entgeltgruppe eine Zu-

lage geknüpft war, wird diese weitergewährt, solange die anspruchsbegründen-

de Tätigkeit unverändert ausgeübt wird und die sonstigen Voraussetzungen für 

die Zulage erfüllt sind. 

Protokollerklärung zu § 29a Absatz 2 Satz 1 und 2: 

1Bisherige Entgeltgruppe ist die Entgeltgruppe, die sich aufgrund der Regelungen in  

- den Lehrer-Richtlinien der TdL,  

- § 2 Nr. 3 des Änderungstarifvertrages Nr. 1 zum BAT-O vom 8. Mai 1991 i. V. m. den Leh-

rer-Richtlinien-O der TdL oder  

- landesspezifischen Eingruppierungsregelungen 

ergibt, die am 31. Juli 2015 auf das Arbeitsverhältnis der Lehrkraft anzuwenden sind. 2Die vor-

läufige Zuordnung zu der Entgeltgruppe des TV-L nach der Anlage 2 oder 4 gilt als Eingruppie-

rung. 3Eine Überprüfung und Neufeststellung der Eingruppierungen findet aufgrund der Überlei-

tung in die Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L) nicht statt. 

Protokollerklärung zu § 29a Absatz 2 Satz 3: 

Die Höhe der jeweiligen Zulage entspricht der Höhe der vergleichbaren Zulage nach dem beim 

Arbeitgeber geltenden Besoldungsrecht. 

(3) 1Ergibt sich in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 nach der Entgeltordnung Lehr-

kräfte (Anlage zum TV EntgO-L) eine höhere Entgeltgruppe, sind die Lehrkräf-

te auf Antrag in die Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach § 12 TV-L in der 

Fassung des § 3 TV EntgO-L ergibt. 2Die Stufenzuordnung in der höheren Ent-

geltgruppe richtet sich nach den Regelungen für Höhergruppierungen (§ 17 Ab-

satz 4 TV-L in der Fassung des § 7 TV EntgO-L). 3War die Lehrkraft in der bis-

herigen Entgeltgruppe der Stufe 1 zugeordnet, wird sie abweichend von Satz 2 

der Stufe 1 der höheren Entgeltgruppe zugeordnet; die bisher in Stufe 1 ver-

brachte Zeit wird angerechnet. 4Satz 1 gilt für den erstmaligen Anspruch auf ei-

ne Entgeltgruppenzulage entsprechend. 5Satz 1 gilt für den Anspruch auf die 

Angleichungszulage (Anhang 1 zur Anlage zum TV EntgO-L) entsprechend. 

Protokollerklärung zu § 29a Absatz 3 Satz 1: 

Die Regelung gilt auch im Falle des Wechsels von einem Eingruppierungsmerkmal der Entgelt-

gruppe 9 mit dem Zusatz „Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, 

keine Stufen 5 und 6“ in ein Eingruppierungsmerkmal der Entgeltgruppe 9 ohne Zusatz. 
 

Übergangsregelung 
zu § 29a Absatz 3 TVÜ-Länder i. d. F. von § 11 TV EntgO-L 

gemäß § 2 des Änd-TV Nr. 2 vom 17. Februar 2017 

1Der Antrag nach § 29a Absatz 3 Satz 1 [Anm.: Höhergruppierung] TVÜ-Länder 

i. d. F. von § 11 TV EntgO-L und / oder nach § 29a Absatz 3 Satz 4 [Anm.: Ent-

geltgruppenzulage] TVÜ-Länder i. d. F. von § 11 TV EntgO-L kann nur bis zum 

31. Mai 2017 gestellt werden (Ausschlussfrist). 2Der Antrag wirkt für die Stufen-
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zuordnung auf den 1. August 2015 zurück und wird zum 1. März 2017 entgelt-

wirksam. 3Nach dem 1. August 2015 eingetretene Änderungen der Stufenzu-

ordnung in der bisherigen Entgeltgruppe bleiben unberücksichtigt. 4Ruht das 

Arbeitsverhältnis am 1. März 2017, beginnt die Frist von drei Monaten mit der 

Wiederaufnahme der Tätigkeit; der Antrag wirkt für die Stufenzuordnung auf 

den 1. August 2015 zurück und wird entgeltwirksam mit der Wiederaufnah-

me der Tätigkeit. 
 

(4) 1Der Antrag nach Absatz 3 Satz 1 [Anm.: Höhergruppierung] und / oder nach 

Absatz 3 Satz 4 [Anm.: Entgeltgruppenzulage] kann nur bis zum 31. Juli 2016 

[Anm.: bis zum 31. Mai 2017 nach Übergangsregelung] gestellt werden (Aus-

schlussfrist) und wirkt auf den 1. August 2015 zurück; nach dem Inkrafttreten 

der Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L) eingetretene Ände-

rungen der Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe bleiben bei der 

Stufenzuordnung nach Absatz 3 Satz 2 und 3 unberücksichtigt. 2Ruht das Ar-

beitsverhältnis am 1. August 2015, beginnt die Frist von einem Jahr mit der 

Wiederaufnahme der Tätigkeit; der Antrag wirkt auf den 1. August 2015 zurück. 

(5) 1Der Antrag nach Absatz 3 Satz 5 [Anm.: Angleichungszulage] kann nur bis 

zum 31. Juli 2017 gestellt werden (Ausschlussfrist) und wirkt auf den 1. August 

2016 zurück. 2Ruht das Arbeitsverhältnis am 1. August 2016, beginnt die Frist 

von einem Jahr mit der Wiederaufnahme der Tätigkeit; der Antrag wirkt auf den 

1. August 2016 zurück. 3Ergibt sich in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 nach 

der Entgeltordnung Lehrkräfte ein Anspruch auf eine höhere Entgeltgruppe 

(Absatz 3 Satz 1) oder auf eine Entgeltgruppenzulage (Absatz 3 Satz 4) und 

bestünde nach entsprechender Eingruppierung Anspruch auf eine Anglei-

chungszulage (Absatz 3 Satz 5) ab 1. August 2016, gilt im Falle eines nicht 

ausgeübten Antragsrechts nach Absatz 3 Satz 1 bzw. Satz 4 ein Antrag nach 

Absatz 3 Satz 5 als Antrag nach Absatz 3 Satz 1 bzw. Satz 4, der auf den 1. 

August 2015 zurückwirkt. 

(6) 1Ergibt sich in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 aufgrund einer Änderung des 

beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetzes für die vergleichbare beamte-

te Lehrkraft eine höhere Besoldungsgruppe, sind die Lehrkräfte, die keinen 

Antrag nach Absatz 3 gestellt haben, auf Antrag in die Entgeltgruppe eingrup-

piert, die sich nach § 12 TV-L in der Fassung des § 3 TV EntgO-L ergibt. 2Die 

Stufenzuordnung in der höheren Entgeltgruppe richtet sich nach den Regelun-

gen für Höhergruppierungen (§ 17 Absatz 4 TV-L in der Fassung des § 7 TV 

EntgO-L). 3War die Lehrkraft in der bisherigen Entgeltgruppe der Stufe 1 zuge-

ordnet, wird sie abweichend von Satz 2 der Stufe 1 der höheren Entgeltgruppe 

zugeordnet; die bisher in Stufe 1 verbrachte Zeit wird angerechnet. 4Satz 1 gilt 

für den erstmaligen Anspruch auf eine Entgeltgruppenzulage entsprechend. 

(7) 1Der Antrag nach Absatz 6 Satz 1 und/oder nach Absatz 6 Satz 4 kann nur 

innerhalb eines Jahres nach dem Inkrafttreten der Gesetzesänderung gestellt 

werden (Ausschlussfrist) und wirkt auf den Tag des Inkrafttretens zurück; da-

nach eingetretene Änderungen der Stufenzuordnung in der bisherigen Entgelt-

gruppe bleiben bei der Stufenzuordnung nach Absatz 6 Satz 2 und 3 unberück-

sichtigt. 2Ruht das Arbeitsverhältnis am Tag des Inkrafttretens des Änderungs-
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gesetzes, beginnt die Frist von einem Jahr mit der Wiederaufnahme der Tätig-

keit; der Antrag wirkt auf den Tag des Inkrafttretens der Gesetzesänderung zu-

rück.“ 

 

Abschnitt IV 
Schlussvorschriften 

§ 12 
Inkrafttreten, Laufzeit 

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 1. August 2015 in Kraft. 

(2) Dieser Tarifvertrag kann ohne Nachwirkung mit einer Frist von drei Monaten 

zum Schluss eines Kalenderhalbjahres gekündigt werden, frühestens jedoch 

zum 31. Dezember 2018. 

 

 

Berlin, den 28. März 2015 
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Anlage zum TV EntgO-L 

Entgeltordnung Lehrkräfte 

 

Vorbemerkungen zu allen Abschnitten der Entgeltordnung Lehrkräfte 

1. (1) Für das Verhältnis der Abschnitte zueinander gelten die Regelungen der 

Absätze 2 bis 8. 

(2) Für Lehrkräfte in der Tätigkeit von Lehrkräften mit abgeschlossenem Lehr-

amtsstudium an einer wissenschaftlichen Hochschule und mit abgeschlosse-

nem Referendariat oder Vorbereitungsdienst gelten nur die Abschnitte 1 und 

2. 

(3) Für Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrern im Sinne der Vorbemerkun-

gen zu Abschnitt 3 gelten nur die Abschnitte 1 und 3. 

(4) Für Lehrkräfte, die herkunftssprachlichen Ergänzungsunterricht erteilen, 

gilt nur Abschnitt 4 Unterabschnitt 1. 

(5) Für pädagogische und heilpädagogische Unterrichtshilfen und sonderpä-

dagogische Fachkräfte, die nach landesrechtlichen Vorschriften Lehrkräfte 

sind oder nach landesrechtlichen Vorschriften Lehrkräften gleichgestellt sind, 

gelten nur Abschnitt 1 und Abschnitt 4 Unterabschnitt 2. 

(6) Für Lehrkräfte in Schulkindergärten oder in Vorschulklassen für schulpflich-

tige Kinder gilt nur Abschnitt 4 Unterabschnitt 3. 

(7) Für Lehrkräfte mit einer Ausbildung als Lehrer, als Freundschaftspionierlei-

ter oder als Erzieher jeweils nach dem Recht der ehemaligen DDR in der Tä-

tigkeit von Lehrkräften mit abgeschlossenem Lehramtsstudium an einer wis-

senschaftlichen Hochschule und mit abgeschlossenem Referendariat oder 

Vorbereitungsdienst gelten nur die Abschnitte 1 und 5. 

(8) Für Lehrkräfte mit einer Ausbildung nach dem Recht der ehemaligen DDR, 

die im Arbeitsverhältnis zum Freistaat Sachsen stehen, gilt Abschnitt 6, soweit 

diese dort aufgeführt sind. 

2. 1Die Lehrkraft, die Tätigkeiten aus verschiedenen Abschnitten bzw. Unterab-

schnitten nicht nur vorübergehend auszuüben hat, ist nach der Tätigkeit ein-

gruppiert, die zeitlich mindestens zur Hälfte anfällt. 2Für die Feststellung, wel-

che Tätigkeit mindestens zur Hälfte anfällt, ist von der für die jeweilige Tätig-

keit geltenden Pflichtstundenzahl auszugehen. 

3. Im Land Berlin gilt die Entgeltordnung Lehrkräfte nicht für Ballettpädagogen 

und Lehrkräfte für Artistik einschließlich der Leitungskräfte für die Bereiche 

Ballett und Artistik an der Staatlichen Ballettschule Berlin und Schule für Artis-

tik sowie für amerikanische Lehrkräfte an der John-F.-Kennedy-Schule.  
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4. (1) 1Aufgrund des Artikels 37 des Einigungsvertrages und der Vorschriften 

hierzu als gleichwertig festgestellte Abschlüsse, Prüfungen und Befähigungs-

nachweise stehen ab dem Zeitpunkt ihres Erwerbs den in den Eingruppie-

rungsregelungen geforderten entsprechenden Anforderungen gleich. 2Ist die 

Gleichwertigkeit erst nach Erfüllung zusätzlicher Erfordernisse festgestellt 

worden, gilt die Gleichstellung ab der Feststellung.  

(2) Facharbeiter mit einem im Beitrittsgebiet erworbenen Facharbeiterzeugnis, 

das nach Artikel 37 des Einigungsvertrages und der Vorschriften hierzu dem 

Prüfungszeugnis in einem anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbil-

dungsdauer von mindestens drei Jahren bzw. einer kürzeren Ausbildungsdau-

er gleichgestellt ist, werden bei entsprechender Tätigkeit wie Beschäftigte mit 

erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem solchen Ausbildungsberuf 

eingruppiert. 
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1. Lehrkräfte, bei denen die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen 
für die Übernahme in das Beamtenverhältnis erfüllt sind 

Vorbemerkungen 

1. Dieser Abschnitt gilt für Lehrkräfte, bei denen die fachlichen und päda-

gogischen Voraussetzungen für die Übernahme in das Beamtenver-

hältnis erfüllt sind.  

2. 1Die Lehrkraft, die ihre Tätigkeit an verschiedenen Schulformen nicht 

nur vorübergehend auszuüben hat, ist nach der Tätigkeit eingruppiert, 

die zeitlich mindestens zur Hälfte anfällt. 2Für die Feststellung, welche 

Tätigkeit mindestens zur Hälfte anfällt, ist von der für die jeweilige 

Schulform geltenden Pflichtstundenzahl auszugehen. 3Die Sätze 1 

und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit  

a) in mehreren Schulzweigen oder  

b) in mehreren Schul- bzw. Klassenstufen  

auszuüben hat. 

 

 

(1) 1Die Lehrkraft ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 3 der beim Ar-

beitgeber geltenden Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie eingestuft wäre, 

wenn sie unter Zugrundelegung ihrer fachlichen und pädagogischen Voraussetzun-

gen im Beamtenverhältnis stünde. 2Sind in dem beim Arbeitgeber geltenden Besol-

dungsgesetz Beförderungsämter in einer höheren Besoldungsgruppe als dem Ein-

gangsamt ausgebracht, erfolgt eine Höhergruppierung unter denselben Vorausset-

zungen wie eine Beförderung bei einer vergleichbaren beamteten Lehrkraft. 3Es ent-

spricht 

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe 

A 9 9*) **) 

A 10 9**) 

A 11 10**) 

A 12, 12a 11**) 

A 13 13 

A 14 14 

A 15 15. 

*) Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6 
**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß 

Anhang 1 
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(2) 1Hat die Lehrkraft ihre Tätigkeit an einer anderen als ihrer Lehramtsbefähigung 

entsprechenden Schulform auszuüben und  

wäre sie bei einem Einsatz entsprechend ihrer Lehramtsbefähigung nach Absatz 

1 Satz 3 einer höheren Entgeltgruppe zuzuordnen als eine Lehrkraft mit einer die-

ser anderen Schulform entsprechenden Lehramtsbefähigung [Anm.: Beispiel Stu-

dienrat an Grundschule],  

ist für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 3 die Lehramtsbefähigung zugrunde zu le-

gen, die dieser anderen Schulform entspricht [Anm.: im Beispiel Eingruppierung als 

Grundschullehrer entsprechend zB A 12 in EG 11]. 

2Sind in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz für die Laufbahn, die der 

Schulform entspricht, an der die Lehrkraft ihre Tätigkeit auszuüben hat, Beförde-

rungsämter in einer höheren Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt ausgebracht, 

erfolgt eine Höhergruppierung in die nach Absatz 1 Satz 3 entsprechende Entgelt-

gruppe unter denselben Voraussetzungen wie eine Beförderung bei einer vergleich-

baren beamteten Lehrkraft an dieser Schulform. 

3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit  

a) in einem anderen als ihrer Lehramtsbefähigung entsprechenden Schulzweig 

oder  

b) in einer anderen als ihrer Lehramtsbefähigung entsprechenden Schul- bzw. 

Klassenstufe  

auszuüben hat. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Lehrkräfte mit der Befähigung  

a) für das Lehramt an Förderschulen/Sonderschulen,  

b) für das Lehramt für Sonderpädagogik, 

die sonderpädagogische Fördermaßnahmen durchführen. 

(3) 1Hat die Lehrkraft ihre Tätigkeit an einer anderen als ihrer Lehramtsbefähigung 

entsprechenden Schulform auszuüben und  

wäre sie bei einem Einsatz entsprechend ihrer Lehramtsbefähigung nach Absatz 

1 Satz 3 einer niedrigeren Entgeltgruppe zuzuordnen als eine Lehrkraft mit einer 

dieser anderen Schulform entsprechenden Lehramtsbefähigung [Anm.: Beispiel 

Grundschullehrer an Gymnasium],  

sind für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 3 die erworbene Lehramtsbefähigung 

und eine entsprechende Tätigkeit zugrunde zu legen [Anm.: im Beispiel Eingrup-

pierung als Grundschullehrer entsprechend zB A 12 in EG 11].  

2Sind in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz für die Laufbahn, die der 

Lehramtsbefähigung der Lehrkraft entspricht, Beförderungsämter in einer höheren 

Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt ausgebracht,  

erfolgt eine Höhergruppierung unter denselben Voraussetzungen wie eine Beförde-

rung bei einer in vergleichbarer Tätigkeit beamteten Lehrkraft an der Schulform, an 

der die Lehrkraft ihre Tätigkeit auszuüben hat;  
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für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 3 ist das Beförderungsamt für die Laufbahn 

zugrunde zu legen, die der Lehramtsbefähigung der Lehrkraft entspricht. 

3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit  

a) in einem anderen als ihrer Lehramtsbefähigung entsprechenden Schulzweig 

oder  

b) in einer anderen als ihrer Lehramtsbefähigung entsprechenden Schul- bzw. 

Klassenstufe  

auszuüben hat. 

(4) 1Die Lehrkraft erhält eine Entgeltgruppenzulage, wenn sie - stünde sie im Beam-

tenverhältnis - nach dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsrecht in ihrer Be-

soldungsgruppe Anspruch auf eine Zulage hätte. 2Satz 1 gilt nicht für 

a) Zulagen, die unabhängig davon zustehen können, ob die Beamtin oder der 

Beamte als Lehrkraft tätig ist, sowie 

b) die allgemeine Stellenzulage nach Nr. 27 der Vorbemerkungen zu den Bun-

desbesoldungsordnungen A und B (Anlage I des Bundesbesoldungsgesetzes) 

in der am 30. Juni 2009 geltenden Fassung oder einer vergleichbaren landes-

rechtlichen Regelung. 

3Soweit die besoldungsrechtliche Zulage als Beförderungsamt gewährt wird, gilt für 

die Gewährung der Entgeltgruppenzulage Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 4Die Höhe 

der Entgeltgruppenzulage entspricht der Höhe der Zulage nach dem beim Arbeitge-

ber geltenden Besoldungsrecht. 5Die Entgeltgruppenzulage ist nicht zusatzversor-

gungspflichtig, soweit die entsprechende besoldungsrechtliche Zulage nicht ruhe-

gehaltfähig ist. 

(5) 1In den Fällen von Absatz 2 Satz 1 und 3 gilt Absatz 4 mit der Maßgabe, dass von 

der Besoldungsgruppe auszugehen ist, in welche die Lehrkraft mit der dieser Schul-

form, diesem Schulzweig bzw. dieser Schul- bzw. Klassenstufe entsprechenden 

Lehramtsbefähigung und entsprechender Tätigkeit eingestuft wäre. 2Satz 1 gilt nicht 

für Lehrkräfte mit der Befähigung  

a) für das Lehramt an Förderschulen/Sonderschulen,  

b) für das Lehramt für Sonderpädagogik, 

die sonderpädagogische Fördermaßnahmen durchführen. 

(6) In den Fällen von Absatz 3 Satz 1 und 3 gilt Absatz 4 mit der Maßgabe, dass von 

der Besoldungsgruppe auszugehen ist, in welche die Lehrkraft mit der erworbenen 

Lehramtsbefähigung und entsprechender Tätigkeit eingestuft wäre.  
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Protokollerklärungen: 

Nr. 1 Soweit im jeweiligen Landesrecht anstelle des Begriffs „Schulform“ der Begriff „Schulart“ ver-

wendet wird, ist dem Begriff „Schulform“ der Begriff „Schulart“ gleichgestellt. 

Nr. 2 (1) 1Für Lehrkräfte mit einer Ausbildung als Lehrer, als Freundschaftspionierleiter oder als Er-

zieher mit Lehrbefähigung jeweils nach dem Recht der ehemaligen DDR gilt als Beamtenver-

hältnis, in das die Lehrkraft übernommen werden könnte, das Beamtenverhältnis, für das in 

dem Besoldungsgesetz, das beim Arbeitgeber im Zeitpunkt der Eingruppierung gilt, ein Ein-

gangsamt ausgebracht ist, dessen Voraussetzungen die Lehrkraft erfüllt. 2Eine fehlende tat-

sächliche Möglichkeit der Übernahme in das Beamtenverhältnis im Zeitpunkt der Eingruppie-

rung z. B. aufgrund einer zwischenzeitlichen Schließung der Laufbahn ist unschädlich. 

(2) Lehrkräfte mit einer Ausbildung als Lehrer nach dem Recht der ehemaligen DDR haben ih-

re Tätigkeit an einer anderen als ihrer Lehramtsbefähigung entsprechenden Schulform z. B. in 

folgenden Fällen auszuüben: 

a)  Lehrer für untere Klassen an einem Gymnasium, an einer Realschule oder an einer 

Sonderschule/Förderschule; 

b) Diplom-Lehrer für zwei Fächer an einer Grundschule oder an einer Sonderschu-

le/Förderschule; 

c) Sonderschullehrer an einer Grundschule, an einer Realschule oder an einem Gymna-

sium, soweit sie nicht sonderpädagogische Fördermaßnahmen durchführen. 

Nr. 3 Besoldungsrechtliche Ausgleichszulagen gelten auch dann als Zulagen im Sinne von Absatz 4 

Satz 2 Buchstabe a, wenn ihre Voraussetzungen an einen lehrkräftespezifischen Sachverhalt 

anknüpfen, z. B.  

a) § 13 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), zul. geändert durch Art. 3 des Gesetzes 

vom 12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1466), und  

b) § 58 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein vom 26. Januar 2012 

(GVOBl. S. 153).  

Nr. 4 Für Lehrkräfte, die im Arbeitsverhältnis zum Land Berlin stehen, gelten für die Anwendung von 

Absatz 2 Satz 1 und 3 sowie von Absatz 5 Satz 1 folgende Maßgaben:  

a)  Hat eine Lehrkraft mit einem Studium nach § 7 Absatz 1 Nr. 3 oder 4 Lehrerbildungs-

gesetz in der bis zum 19. Februar 2014 geltenden Fassung ihre Tätigkeit  

- an einer Grundschule oder  

- an einer anderen Schulform im Grundschulteil  
auszuüben, ist für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 3 die Besoldungsgruppe zu-

grunde zu legen, in welche eine Lehrkraft mit einem Studium nach § 7 Absatz 1 Nr. 2 

Lehrerbildungsgesetz in der bis zum 19. Februar 2014 geltenden Fassung eingestuft 

wäre. 

b) Buchstabe a gilt für eine Lehrkraft mit einem Studium nach § 7 Absatz 2 Satz 1 erste 

Alternative Lehrerbildungsgesetz in der bis zum 19. Februar 2014 geltenden Fassung, 

die keine sonderpädagogischen Fördermaßnahmen durchführt, entsprechend. 

Nr. 5 Für Lehrkräfte, die im Arbeitsverhältnis zum Freistaat Sachsen stehen, gilt Folgendes: 

Für Lehrkräfte mit abgeschlossenem Lehramtsstudium an einer wissenschaftlichen Hochschu-

le und mit abgeschlossenem Vorbereitungsdienst für das Lehramt Sonderpädagogik gilt für 

die Anwendung dieses Abschnittes das dieser Ausbildung entsprechende Amt als in Besol-

dungsgruppe A 13 ausgebracht. 
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2. Lehrkräfte, bei denen die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen 
für die Übernahme in das Beamtenverhältnis nicht erfüllt sind, in der Tä-
tigkeit von Lehrkräften mit abgeschlossenem Lehramtsstudium an einer 
wissenschaftlichen Hochschule und mit abgeschlossenem Referendariat 
oder Vorbereitungsdienst 

Vorbemerkungen 

1. Dieser Abschnitt gilt für Lehrkräfte,  

bei denen die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die 

Übernahme in das Beamtenverhältnis nicht erfüllt sind,  

in der Tätigkeit von Lehrkräften mit abgeschlossenem Lehramtsstudium 

an einer wissenschaftlichen Hochschule und mit abgeschlossenem Re-

ferendariat oder Vorbereitungsdienst. 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 

2. 1Die Lehrkraft, die ihre Tätigkeit an verschiedenen Schulformen nicht 

nur vorübergehend auszuüben hat, ist nach der Tätigkeit eingruppiert, 

die zeitlich mindestens zur Hälfte anfällt. 2Für die Feststellung, welche 

Tätigkeit mindestens zur Hälfte anfällt, ist von der für die jeweilige 

Schulform geltenden Pflichtstundenzahl auszugehen. 3Die Sätze 1 

und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit  

a) in mehreren Schulzweigen oder  

b) in mehreren Schul- bzw. Klassenstufen  

auszuüben hat. 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 

 

1. (1) 1Die Lehrkraft mit abgeschlossenem Lehramtsstudium an einer wissen-

schaftlichen Hochschule,  

die aufgrund ihres Studiums die fachlichen Voraussetzungen zum Unterrichten 

in mindestens zwei Fächern hat,  

ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 4 der beim Arbeitgeber 

geltenden Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie eingestuft wäre, wenn 

sie nach Maßgabe von Satz 2 und 3 im Beamtenverhältnis stünde. 2Für die 

Ermittlung dieser Besoldungsgruppe ist das Beamtenverhältnis zugrunde zu 

legen, in das die Lehrkraft übernommen werden könnte, wenn sie nach Ab-

schluss ihres Lehramtsstudiums zur Vorbereitung auf den Lehrerberuf das Re-

ferendariat oder den Vorbereitungsdienst abgeschlossen hätte. 3Sind in dem 

beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz Beförderungsämter in einer 

höheren Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt ausgebracht, erfolgt eine 

Höhergruppierung in die nach Satz 4 entsprechende Entgeltgruppe unter den-

selben Voraussetzungen wie eine Beförderung bei einer vergleichbaren beam-

teten Lehrkraft, wobei sich die jeweils geltende beamtenrechtliche Beförde-

rungswartezeit um fünf Jahre verlängert. 4Es entspricht 
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der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe 

A 12, 12a 11*) **) 

A 13 13*) 

A 14 14*) 

A 15 15*). 

*) Für ab 1. August 2015 neu zu begründende Arbeitsverhältnisse: Stufe 2 nach 2 Jahren 
in Stufe 1, Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2 

**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß 
Anhang 1 

 

(2) 1Hat die Lehrkraft ihre Tätigkeit an einer anderen als ihrem Lehramtsstudi-

um entsprechenden Schulform auszuüben und  

wäre sie bei einem Einsatz entsprechend ihrem Lehramtsstudium nach Ab-

satz 1 Satz 4 einer höheren Entgeltgruppe zuzuordnen als eine Lehrkraft mit 

einem dieser anderen Schulform entsprechenden Lehramtsstudium,  

ist für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 das Lehramtsstudium zugrunde zu 

legen, das dieser anderen Schulform entspricht. 

2Sind in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz für die Laufbahn, 

die der Schulform entspricht, an der die Lehrkraft ihre Tätigkeit auszuüben hat, 

Beförderungsämter in einer höheren Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt 

ausgebracht,  

erfolgt eine Höhergruppierung in die nach Absatz 1 Satz 4 entsprechende 

Entgeltgruppe unter denselben Voraussetzungen wie eine Beförderung bei ei-

ner vergleichbaren beamteten Lehrkraft an dieser Schulform, wobei sich die 

jeweils geltende beamtenrechtliche Beförderungswartezeit um fünf Jahre ver-

längert. 

3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit  

a) in einem anderen als ihrem Lehramtsstudium entsprechenden Schul-

zweig oder  

b) in einer anderen als ihrem Lehramtsstudium entsprechenden Schul- 

bzw. Klassenstufe  

auszuüben hat. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Lehrkräfte mit einem abge-

schlossenen Studium  

a) für das Lehramt an Förderschulen/Sonderschulen, 

b) für das Lehramt für Sonderpädagogik,  

die sonderpädagogische Fördermaßnahmen durchführen. 

(3) 1Hat die Lehrkraft ihre Tätigkeit an einer anderen als ihrem Lehramtsstudi-

um entsprechenden Schulform auszuüben und  
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wäre sie bei einem Einsatz entsprechend ihrem Lehramtsstudium nach Ab-

satz 1 Satz 4 einer niedrigeren Entgeltgruppe zuzuordnen als eine Lehrkraft 

mit einem dieser anderen Schulform entsprechenden Lehramtsstudium,  

sind für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 das von ihr abgeschlossene 

Lehramtsstudium und eine entsprechende Tätigkeit zugrunde zu legen.  

2Sind in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz für die Laufbahn, 

die dem Lehramtsstudium der Lehrkraft entspricht, Beförderungsämter in einer 

höheren Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt ausgebracht,  

erfolgt eine Höhergruppierung unter denselben Voraussetzungen wie eine Be-

förderung bei einer in vergleichbarer Tätigkeit beamteten Lehrkraft an der 

Schulform, an der die Lehrkraft ihre Tätigkeit auszuüben hat, wobei sich die 

jeweils geltende beamtenrechtliche Beförderungswartezeit um fünf Jahre ver-

längert;  

für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 ist das Beförderungsamt für die Lauf-

bahn zugrunde zu legen, die dem Lehramtsstudium der Lehrkraft entspricht. 

3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit  

a) in einem anderen als ihrem Lehramtsstudium entsprechenden Schul-

zweig oder  

b) in einer anderen als ihrem Lehramtsstudium entsprechenden Schul- bzw. 

Klassenstufe  

auszuüben hat.  

(4) 1Die Lehrkraft im Sinne von Absatz 1 Satz 1 erhält eine Entgeltgruppenzu-

lage, wenn sie - stünde sie im Beamtenverhältnis - nach dem beim Arbeitge-

ber geltenden Besoldungsrecht in ihrer Besoldungsgruppe Anspruch auf eine 

Zulage hätte. 2Satz 1 gilt nicht für 

a) Zulagen, die unabhängig davon zustehen können, ob die Beamtin oder 

der Beamte als Lehrkraft tätig ist, sowie 

b) die allgemeine Stellenzulage nach Nr. 27 der Vorbemerkungen zu den 

Bundesbesoldungsordnungen A und B (Anlage I des Bundesbesol-

dungsgesetzes) in der am 30. Juni 2009 geltenden Fassung oder einer 

vergleichbaren landesrechtlichen Regelung. 

3Soweit die besoldungsrechtliche Zulage als Beförderungsamt gewährt wird, 

gilt für die Gewährung der Entgeltgruppenzulage Absatz 1 Satz 3 entspre-

chend. 4Die Höhe der Entgeltgruppenzulage entspricht der Höhe der Zulage 

nach dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsrecht. 5Die Entgeltgruppen-

zulage ist nicht zusatzversorgungspflichtig, soweit die entsprechende besol-

dungsrechtliche Zulage nicht ruhegehaltfähig ist. 

(5) 1In den Fällen von Absatz 2 Satz 1 und 3 gilt Absatz 4 mit der Maßgabe, 

dass von der Besoldungsgruppe auszugehen ist, in welche die Lehrkraft mit 

der dem dieser Schulform, diesem Schulzweig bzw. dieser Schul- bzw. Klas-

senstufe entsprechenden Lehramtsbefähigung Lehramtsstudium und entspre-
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chender Tätigkeit eingestuft wäre. 2Satz 1 gilt nicht für Lehrkräfte mit der Befä-

higung  

a) für das Lehramt an Förderschulen/Sonderschulen,  

b) für das Lehramt für Sonderpädagogik, 

die sonderpädagogische Fördermaßnahmen durchführen. 

(6) In den Fällen von Absatz 3 Satz 1 und 3 gilt Absatz 4 mit der Maßgabe, 

dass von der Besoldungsgruppe auszugehen ist, in welche die Lehrkraft mit 

der erworbenen Lehramtsbefähigung dem von ihr abgeschlossenen Lehr-

amtsstudium und entsprechender Tätigkeit eingestuft wäre.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3, 4, 5, 6, 12 und 13) 

 

2. 1Die Lehrkraft, die  

a) eine wissenschaftliche Hochschulbildung oder  

b) ein Studium an einer Hochschule für Kunst oder Musik oder an einer 

vergleichbaren Einrichtung mit einem Mastergrad oder mit einem ver-

gleichbaren Abschluss 

abgeschlossen hat, und 

die aufgrund ihres Studiums die fachlichen Voraussetzungen zum Unterrichten 

in mindestens einem Schulfach hat,  

ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 3 der beim Arbeitgeber 

geltenden Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt einge-

stuft wäre, wenn sie nach Maßgabe von Satz 2 im Beamtenverhältnis stünde. 
2Für die Ermittlung dieser Besoldungsgruppe ist das Beamtenverhältnis zu-

grunde zu legen, in das eine Lehrkraft übernommen werden könnte, wenn sie 

a) aufgrund eines einschlägigen abgeschlossenen Lehramtsstudiums an ei-

ner wissenschaftlichen Hochschule die Fähigkeit zum Unterrichten in min-

destens zwei Fächern hätte und 

b) zur Vorbereitung auf den Lehrerberuf das Referendariat oder den Vorbe-

reitungsdienst abgeschlossen hätte; 

das Lehramtsstudium ist nur dann einschlägig, wenn es der auszuübenden 

Tätigkeit entspricht. 3Es entspricht 

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe 

A 12, 12a 10**) 

A 13 12. 

**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß 
Anhang 1 

 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3, 5, 7, 8, 10, 11, 12 und 13) 
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3. 1Die Lehrkraft, die  

a) eine Hochschulbildung oder 

b) ein Studium an einer Hochschule für Kunst oder Musik oder an einer 

vergleichbaren Einrichtung mit einem Bachelorgrad oder mit einem ver-

gleichbaren Abschluss 

abgeschlossen hat, und 

die aufgrund ihres Studiums die fachlichen Voraussetzungen zum Unterrichten 

in mindestens einem Schulfach hat,  

ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 2 der beim Arbeitgeber 

geltenden Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt einge-

stuft wäre, wenn sie nach Maßgabe von Ziffer 2 Satz 2 im Beamtenverhältnis 

stünde. 2Es entspricht 

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe 

A 12, 12a 10  

A 13 11. 

 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3, 5, 8, 9, 10, 11, 12 und 13) 

 

4. 1Die Lehrkraft, die nicht mindestens die Voraussetzungen von Ziffer 3 Satz 1 

erfüllt, 

ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 2 der beim Arbeitgeber 

geltenden Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt einge-

stuft wäre, wenn sie nach Maßgabe von Ziffer 2 Satz 2 im Beamtenverhältnis 

stünde. 2Es entspricht 

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe 

A 12, 12a 9 

A 13 10. 

 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3, 5, 12 und 13) 
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Protokollerklärungen: 

Nr. 1 Wissenschaftliche Hochschulen sind Universitäten, Technische Hochschulen sowie andere 

Hochschulen, die nach Landesrecht als wissenschaftliche Hochschulen anerkannt sind. 

Nr. 2 Ein abgeschlossenes Lehramtsstudium an einer wissenschaftlichen Hochschule liegt vor, 

wenn das Studium lehramtsbezogen ist und mit einer ersten Staatsprüfung, mit einer Diplom-

prüfung oder mit einer Masterprüfung beendet worden ist. 

Nr. 3  Soweit im jeweiligen Landesrecht anstelle des Begriffs „Schulform“ der Begriff „Schulart“ ver-

wendet wird, ist dem Begriff „Schulform“ der Begriff „Schulart“ gleichgestellt. 

Nr. 4  Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossenes Lehramtsstudium, 

wenn er von der zuständigen Landesbehörde dem deutschen Hochschulabschluss gleichge-

stellt ist. 

Nr. 5  1Ein Lehramtsstudium entspricht der auszuübenden Tätigkeit, wenn es dem Lehramt für die 

Schulform entspricht, in der die Tätigkeit auszuüben ist. 2Soweit in Schulformen Lehrämter 

nach Schulzweigen unterschieden werden, entspricht ein Lehramtsstudium der auszuübenden 

Tätigkeit, wenn es dem Lehramt für den Schulzweig entspricht, in dem die Tätigkeit auszu-

üben ist. 3Soweit in Schulformen Lehrämter nach Schul- bzw. Klassenstufen unterschieden 

werden, entspricht ein Lehramtsstudium der auszuübenden Tätigkeit, wenn es dem Lehramt 

für die Schul- bzw. Klassenstufe entspricht, in der die Tätigkeit auszuüben ist. 

Nr. 6 Besoldungsrechtliche Ausgleichszulagen gelten auch dann als Zulagen im Sinne von Absatz 4 

Satz 2 Buchstabe a, wenn ihre Voraussetzungen an einen lehrkräftespezifischen Sachverhalt 

anknüpfen, z. B.  

a) § 13 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), zul. geändert durch Art. 3 des Gesetzes 

vom 12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1466), und  

b) § 58 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein vom 26. Januar 2012 

(GVOBl. S. 153).  

Nr. 7  (1) 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das Studium mit 

einer ersten Staatsprüfung oder mit einer Diplomprüfung oder mit einer Masterprüfung been-

det worden ist. 2Diesen Prüfungen steht eine Promotion oder die Akademische Abschlussprü-

fung (Magisterprüfung) einer Philosophischen Fakultät nur in den Fällen gleich, in denen die 

Ablegung einer ersten Staatsprüfung oder einer Diplomprüfung oder einer Masterprüfung nach 

den einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist. 3Eine abgeschlossene wis-

senschaftliche Hochschulbildung liegt auch vor, wenn der Mastergrad an einer Fachhochschu-

le erlangt wurde und den Zugang zur Laufbahn des höheren Dienstes bzw. zur entsprechen-

den Qualifikationsebene eröffnet; dies setzt voraus, dass der Masterstudiengang das Akkredi-

tierungsverfahren erfolgreich durchlaufen hat, solange dies nach dem jeweils geltenden Lan-

desbeamtenrecht für den Zugang zur Laufbahn des höheren Dienstes bzw. zur entsprechen-

den Qualifikationsebene gefordert ist. 

(2) 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung setzt voraus, dass die Ab-

schlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das Zeugnis 

der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene Hochschul-

reife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraus-

setzung erfordert, und für den Abschluss eine Mindeststudienzeit von mehr als sechs Semes-

tern - ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. - vorgeschrieben ist. 2Ein Ba-

chelorstudiengang erfüllt diese Voraussetzung auch dann nicht, wenn mehr als sechs Semes-

ter für den Abschluss vorgeschrieben sind. 

Nr. 8 (1) Einer Hochschule für Kunst oder Musik vergleichbare Einrichtungen sind 
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a) entsprechende Hochschulinstitute, 

b) Hochschulen bzw. Hochschulinstitute für Kirchenmusik, 

c) Konservatorien und Musikakademien, 

d) Kunstakademien, 

soweit sie nicht bereits Hochschulen nach Landesrecht sind. 

(2) Einem Mastergrad vergleichbar ist z. B. die Ablegung der A-Prüfung für Kirchenmusik. 

(3) Einem Bachelorgrad vergleichbar ist z. B. die Ablegung der B-Prüfung für Kirchenmusik. 

Nr. 9 (1) Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hochschule im Sinne 

des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhochschule“ 

(„FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad ver-

liehen wurde.  

(2) 1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert 

sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelorausbildungsgängen an 

Berufsakademien. 

(3) Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschlussprüfung in einem 

Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife (all-

gemeine Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung 

als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Mindeststudienzeit von sechs 

Semestern - ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. - vorgeschrieben ist.  

Nr. 10 Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als  

a) abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung,  

b) mit einem Mastergrad abgeschlossenes Studium an einer Hochschule für Kunst oder 

Musik, 

c) abgeschlossene Hochschulbildung, 

d) mit einem Bachelorgrad abgeschlossenes Studium an einer Hochschule für Kunst oder 

Musik,  

wenn er von der zuständigen Landesbehörde dem deutschen Hochschulabschluss gleichge-

stellt ist. 

Nr. 11 Eine Lehrkraft, die ein pädagogisches oder erziehungswissenschaftliches Studium abge-

schlossen hat und  

an einer Förderschule eingesetzt wird oder sonderpädagogische Fördermaßnahmen durchzu-

führen hat, 

gilt als Lehrkraft, die aufgrund ihres Studiums die fachlichen Voraussetzungen zum Unterrich-

ten in mindestens einem Schulfach hat.  

Nr. 12 Für Lehrkräfte, die im Arbeitsverhältnis zum Land Berlin stehen, gilt Folgendes: 

(1) Für die Anwendung der Ziffer 1 Absatz 2 Satz 1 und 3 gelten folgende Maßgaben:  

a) Hat eine Lehrkraft mit einem Studium nach § 7 Absatz 1 Nr. 3 oder 4 Lehrerbildungsge-

setz in der bis zum 19. Februar 2014 geltenden Fassung ihre Tätigkeit  

- an einer Grundschule oder  

- an einer anderen Schulform im Grundschulteil  



24 
 

 

auszuüben, ist für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 die Besoldungsgruppe zugrunde 

zu legen, in welche eine Lehrkraft mit einem Studium nach § 7 Absatz 1 Nr. 2 Lehrerbil-

dungsgesetz in der bis zum 19. Februar 2014 geltenden Fassung eingestuft wäre. 

b) Buchstabe a gilt für eine Lehrkraft mit einem Studium nach § 7 Absatz 2 Satz 1 erste Al-

ternative Lehrerbildungsgesetz in der bis zum 19. Februar 2014 geltenden Fassung, die 

keine sonderpädagogischen Fördermaßnahmen durchführt, entsprechend. 

(2) Für die Anwendung der Ziffern 2, 3 und 4 gilt bis zum Außerkrafttreten der Verordnung über 

die Laufbahnen der Beamtinnen und Beamten der Laufbahnfachrichtung Bildung vom 

18. Dezember 2012 für Lehrkräfte, die ihre Tätigkeit an einer Grundschule oder an einer ande-

ren Schule im Grundschulteil auszuüben haben, Folgendes:  

Anstelle der Wörter „aufgrund eines einschlägigen abgeschlossenen Lehramtsstudiums an ei-

ner wissenschaftlichen Hochschule die Fähigkeit zum Unterrichten in mindestens zwei Fächern 

hätte und“ gelten die Wörter „ein Lehramtsstudium nach § 7 Absatz 1 Nr. 2 1 des Lehrerbil-

dungsgesetzes in der bis zum 19. Februar 2014 geltenden Fassung absolviert hätte und“. 

(3) Lehrkräfte an der Staatlichen Europa-Schule und an der Nelson-Mandela-Schule, die nicht 

ausschließlich muttersprachlichen Unterricht erteilen, 

a)  mit abgeschlossener Ausbildung an einer ausländischen wissenschaftlichen Hochschule 

und mit voller ausländischer Lehrbefähigung  

gelten als Lehrkräfte im Sinne der Ziffer 2, soweit sie nicht von Ziffer 1 erfasst sind, und  

b) mit sonstiger ausländischer Lehrerausbildung (z. B. in Lehrerbildungsinstituten) und mit 

voller ausländischer Lehrbefähigung 

gelten als Lehrkräfte im Sinne der Ziffer 3. 

Nr. 13 Für Lehrkräfte, die im Arbeitsverhältnis zum Freistaat Sachsen stehen, gilt Folgendes: 

Für Lehrkräfte in der Tätigkeit von Lehrkräften mit abgeschlossenem Lehramtsstudium an ei-

ner wissenschaftlichen Hochschule und mit abgeschlossenem Vorbereitungsdienst für das 

Lehramt Sonderpädagogik gilt für die Anwendung dieses Abschnittes das dieser Tätigkeit ent-

sprechende Amt als in Besoldungsgruppe A 13 ausgebracht. 
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3. Lehrkräfte, bei denen die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen 
für die Übernahme in das Beamtenverhältnis nicht erfüllt sind, in der Tä-
tigkeit von Fachlehrern 

Vorbemerkungen 

1. 1Dieser Abschnitt gilt für Lehrkräfte, 

bei denen die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die 

Übernahme in das Beamtenverhältnis nicht erfüllt sind, 

in der Tätigkeit von  

- Fachlehrern,  

- Fachoberlehrern,  

- Fachschullehrern,  

- Fachschuloberlehrern,  

- Förderlehrern,  

- Lehrern für Fachpraxis,  

- Lehrkräften für gestaltendes Werken und Technik,  

- Lehrkräften für Hauswirtschaft,  

- technischen Lehrern,  

- Lehrern für technische Fächer, 

- Lehrkräften für musisch-technische Fächer, 

- Lehrkräften für textiles Gestalten,  

- Lehrkräften für Werken,  

- Werkstattlehrern oder  

- Werkmeistern sowie 

- vergleichbaren Lehrkräften 

im Sinne des beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsrechts bzw. - so-

weit entsprechende Ämter nicht ausgebracht sind - im Sinne der beim 

Arbeitgeber geltenden Regelungen. 2Dieser Abschnitt gilt darüber hin-

aus für die in den Unterabschnitten 4 und 5 ausdrücklich aufgeführten 

Beschäftigten. 

2. Soweit in diesem Abschnitt der Begriff „Fachlehrer“ verwendet wird, 

sind auch die weiteren in Nr. 1 aufgeführten Lehrkräfte erfasst. 
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3.1 Lehrkräfte in der Tätigkeit von beamteten Fachlehrern mit abgeschlosse-
ner Hochschulbildung 

Vorbemerkung 

Dieser Unterabschnitt gilt für Lehrkräfte in der Tätigkeit von beamteten Fach-

lehrern mit abgeschlossener Hochschulbildung. 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 

 

1. 1Die Lehrkraft mit abgeschlossener Hochschulbildung, die aufgrund ihres Stu-

diums die fachlichen Voraussetzungen zum Unterrichten in mindestens einem 

Schulfach hat, 

ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 3 der beim Arbeitgeber gel-

tenden Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt eingestuft 

wäre, wenn sie nach Maßgabe von Satz 2 im Beamtenverhältnis stünde. 2Für 

die Ermittlung dieser Besoldungsgruppe ist das Beamtenverhältnis zugrunde 

zu legen, in das die Lehrkraft übernommen werden könnte, wenn sie über ihre 

abgeschlossene Hochschulbildung hinaus alle weiteren laufbahnrechtlich vor-

geschriebenen Voraussetzungen erfüllen würde. 3Es entspricht 

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe 

A 10 9**) 

A 11 10**).  

**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß 
Anhang 1 

 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 2 und 3) 

 

2. 1Die Lehrkraft mit abgeschlossener fachspezifischer, mindestens dreijähriger 

Berufsausbildung, 

ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 3 der beim Arbeitgeber 

geltenden Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt einge-

stuft wäre, wenn sie nach Maßgabe von Satz 2 im Beamtenverhältnis stünde. 

2Für die Ermittlung dieser Besoldungsgruppe ist das der auszuübenden Tätig-

keit entsprechende Beamtenverhältnis zugrunde zu legen, in das eine Lehr-

kraft übernommen werden könnte, wenn sie über eine abgeschlossene Hoch-

schulbildung hinaus alle weiteren laufbahnrechtlich vorgeschriebenen Voraus-

setzungen erfüllen würde. 3Es entspricht 

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe 

A 10 9*) **) 

A 11 9**). 

*) Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6 
**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß 

Anhang 1 
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(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2) 

 

3. 1Die Lehrkraft, die nicht mindestens die Voraussetzungen von Ziffer 2 Satz 1 

erfüllt, 

ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 2 der beim Arbeitgeber 

geltenden Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt einge-

stuft wäre, wenn sie nach Maßgabe von Ziffer 2 Satz 2 im Beamtenverhältnis 

stünde. 2Es entspricht 

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe 

A 10 8**) 

A 11 9*) **). 

*) Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6 
**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß 

Anhang 1 
 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2) 

 

Protokollerklärungen: 

Nr. 1 Eine Tätigkeit von beamteten Fachlehrern mit abgeschlossener Hochschulbildung liegt vor,  

wenn es sich um eine Tätigkeit handelt, die beamtete Fachlehrer einer Laufbahn bzw. Qualifi-

kationsebene auszuüben haben, für deren Zugang nach dem beim Arbeitgeber geltenden 

Laufbahnrecht zumindest auch eine abgeschlossene Hochschulbildung erforderlich ist. 

Nr. 2 (1) Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hochschule im Sinne des 

§ 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“), 

ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen 

wurde.  

(2) 1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert 

sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelorausbildungsgängen an 

Berufsakademien. 

(3) Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschlussprüfung in einem 

Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife (all-

gemeine Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung 

als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Mindeststudienzeit von sechs 

Semestern - ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. - vorgeschrieben ist.  

Nr. 3  Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene Hochschulbildung, 

wenn er von der zuständigen Landesbehörde dem deutschen Hochschulabschluss gleichge-

stellt ist. 
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3.2 Lehrkräfte in der Tätigkeit von beamteten Fachlehrern mit abgeschlosse-
ner fachspezifischer, mindestens dreijähriger Berufsausbildung und ab-
geschlossener Aufstiegsfortbildung 

Vorbemerkung 

Dieser Unterabschnitt gilt für Lehrkräfte in der Tätigkeit von beamteten Fach-

lehrern mit abgeschlossener fachspezifischer, mindestens dreijähriger Berufs-

ausbildung und abgeschlossener Aufstiegsfortbildung. 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 

 

1. 1Die Lehrkraft mit abgeschlossener fachspezifischer, mindestens dreijähriger 

Berufsausbildung und abgeschlossener Aufstiegsfortbildung 

ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 3 der beim Arbeitgeber 

geltenden Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt einge-

stuft wäre, wenn sie nach Maßgabe von Satz 2 im Beamtenverhältnis stünde. 
2Für die Ermittlung dieser Besoldungsgruppe ist das Beamtenverhältnis zu-

grunde zu legen, in das die Lehrkraft übernommen werden könnte, wenn sie 

über ihre abgeschlossene Ausbildung und Aufstiegsfortbildung hinaus alle 

weiteren laufbahnrechtlich vorgeschriebenen Voraussetzungen erfüllen würde. 
3Es entspricht 

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe 

A 9 9*) **) 

A 10 9**) 

A 11 10**). 

*) Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6 
**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß 

Anhang 1 

 

2. 1Die Lehrkraft mit abgeschlossener fachspezifischer, mindestens dreijähriger 

Berufsausbildung 

ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 3 der beim Arbeitgeber 

geltenden Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt einge-

stuft wäre, wenn sie nach Maßgabe von Satz 2 im Beamtenverhältnis stünde. 

2Für die Ermittlung dieser Besoldungsgruppe ist das der auszuübenden Tätig-

keit entsprechende Beamtenverhältnis zugrunde zu legen, in das eine Lehr-

kraft übernommen werden könnte, wenn sie über eine abgeschlossene Aus-

bildung und Aufstiegsfortbildung hinaus alle weiteren laufbahnrechtlich vorge-

schriebenen Voraussetzungen erfüllen würde. 3Es entspricht 

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe 

A 9 8**) 

A 10 9*) **) 
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A 11 9**). 

*) Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6 
**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß 

Anhang 1 

 

3. 1Die Lehrkraft, die nicht mindestens die Voraussetzungen von Ziffer 2 Satz 1 

erfüllt, 

ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 2 der beim Arbeitgeber 

geltenden Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt einge-

stuft wäre, wenn sie nach Maßgabe von Ziffer 2 Satz 2 im Beamtenverhältnis 

stünde. 2Es entspricht 

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe 

A 9 7**) 

A 10 8**) 

A 11 9*) **). 

*) Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6 
**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß 

Anhang 1 

 

Protokollerklärungen: 

Nr. 1 Eine Tätigkeit von beamteten Fachlehrern mit abgeschlossener fachspezifischer, mindestens 

dreijähriger Berufsausbildung und abgeschlossener Aufstiegsfortbildung liegt vor,  

wenn es sich um eine Tätigkeit handelt, die beamtete Fachlehrer einer Laufbahn bzw. Qualifi-

kationsebene auszuüben haben, für deren Zugang nach dem beim Arbeitgeber geltenden 

Laufbahnrecht zumindest auch eine abgeschlossene fachspezifische, mindestens dreijährige 

Berufsausbildung und eine abgeschlossene Aufstiegsfortbildung erforderlich sind. 

 

Nr. 2 Eine abgeschlossene Aufstiegsfortbildung liegt vor, wenn die Lehrkraft eine Meisterprüfung 

oder eine andere nach dem Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 6. März 2009 ver-

gleichbare berufliche Aufstiegsfortbildung abgeschlossen hat.  

 



30 
 

 

 

3.3 Lehrkräfte in der Tätigkeit von sonstigen beamteten Fachlehrern  

Vorbemerkung 

Dieser Unterabschnitt gilt für Lehrkräfte in der Tätigkeit von beamteten Fach-

lehrern, die nicht unter die Unterabschnitte 1 oder 2 fallen. 

 

1Die Lehrkraft ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 3 der beim Arbeit-

geber geltenden Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt einge-

stuft wäre, wenn sie nach Maßgabe von Satz 2 im Beamtenverhältnis stünde. 2Für 

die Ermittlung dieser Besoldungsgruppe ist das Beamtenverhältnis zugrunde zu le-

gen, in das die Lehrkraft übernommen werden könnte, wenn sie alle laufbahnrecht-

lich vorgeschriebenen Voraussetzungen erfüllen würde. 3Es entspricht 

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe 

A 9 8**) 

A 10 9*) **). 

*) Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6 
**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß 

Anhang 1 
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3.4 Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrern an allgemeinbildenden Schu-
len, für die in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsrecht kein Amt 
ausgebracht ist 

Vorbemerkungen 

1. Dieser Unterabschnitt gilt für Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrern 

an allgemeinbildenden Schulen, soweit für die Tätigkeit der Lehrkraft in 

dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsrecht  

a) das Amt eines Fachlehrers nicht ausgebracht ist oder  

b) das Amt eines Fachlehrers zwar ausgebracht ist, jedoch eine tat-

sächliche Möglichkeit der Übernahme in das Beamtenverhältnis 

im Zeitpunkt der Eingruppierung aufgrund einer zwischenzeitli-

chen Schließung der Laufbahn nicht besteht. 

 

2. 1Die Lehrkraft, die ihre Tätigkeit an verschiedenen Schulformen nicht 

nur vorübergehend auszuüben hat, ist nach der Tätigkeit eingruppiert, 

die zeitlich mindestens zur Hälfte anfällt. 2Für die Feststellung, welche 

Tätigkeit mindestens zur Hälfte anfällt, ist von der für die jeweilige 

Schulform geltenden Pflichtstundenzahl auszugehen. 3Die Sätze 1 

und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit  

a) in mehreren Schulzweigen oder  

b) in mehreren Schul- bzw. Klassenstufen  

auszuüben hat. 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 

 

 

Entgeltgruppe 9 

1.  Fachlehrer  

mit Lehrbefähigung oder mit Unterrichtserlaubnis für mindestens zwei Fächer. 

2. Erzieher, Ergotherapeuten, Physiotherapeuten mit entsprechender staatlicher 

Prüfung oder staatlicher Anerkennung und anerkannter mindestens einjähriger 

sonderpädagogischer Zusatzausbildung 

als Fachlehrer an Förderschulen/Sonderschulen. 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2) 

3.  Lehrkräfte für Textverarbeitung und Kurzschrift 

mit staatlicher Prüfung für Lehrer der Kurzschrift und des Maschineschreibens. 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 
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4. Fachlehrer  

mit abgeschlossener Ausbildung als Fachlehrer an Förderschulen für geistig 

Behinderte und Körperbehinderte oder als Fachlehrer im Förderschwerpunkt 

geistige Entwicklung. 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 4) 

5.  Lehrkräfte für Werken sowie Lehrkräfte für Gestaltendes Werken und Technik 

mit Lehrbefähigung für Werkarbeit an Grund-, Haupt- und höheren Schulen, 

wenn die Ausbildung den Abschluss einer Realschule und ein mindestens 

viersemestriges Studium an einem staatlichen oder einem staatlich anerkann-

ten Ausbildungsinstitut voraussetzt. 

(Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stu-

fen 5 und 6) 

6.  Lehrkräfte für Textverarbeitung und Informationstechnologie sowie Lehrkräfte 

für Textverarbeitung und Kurzschrift. 

(Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stu-

fen 5 und 6) 

7.  Erzieher, Ergotherapeuten, Physiotherapeuten mit entsprechender staatlicher 

Prüfung oder staatlicher Anerkennung 

als Fachlehrer an Förderschulen/Sonderschulen. 

(Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stu-

fen 5 und 6) 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2) 

 

Entgeltgruppe 8 

Fachlehrer  

mit Lehrbefähigung oder mit Unterrichtserlaubnis für ein Fach. 

 

Entgeltgruppe 7 

Fachlehrer. 

 

Protokollerklärungen: 

Nr. 1 Soweit im jeweiligen Landesrecht anstelle des Begriffs „Schulform“ der Begriff „Schulart“ ver-

wendet wird, ist dem Begriff „Schulform“ der Begriff „Schulart“ gleichgestellt. 

Nr. 2 Das Tätigkeitsmerkmal gilt nur im Land Baden-Württemberg. 

Nr. 3  Das Tätigkeitsmerkmal gilt nur im Land Berlin. 

Nr. 4 Das Tätigkeitsmerkmal gilt nur im Freistaat Sachsen.
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3.5 Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrern an berufsbildenden Schulen, 
für die in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsrecht kein Amt 
ausgebracht ist 

Vorbemerkungen 

1. (1) Dieser Unterabschnitt gilt für Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachleh-

rern an berufsbildenden Schulen, soweit für die Tätigkeit der Lehrkraft 

in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsrecht  

a) das Amt eines Fachlehrers nicht ausgebracht ist oder 

b) das Amt eines Fachlehrers zwar ausgebracht ist, jedoch eine tat-

sächliche Möglichkeit der Übernahme in das Beamtenverhältnis 

im Zeitpunkt der Eingruppierung aufgrund einer zwischenzeitli-

chen Schließung der Laufbahn nicht besteht. 

(2) Für Lehrkräfte im Sinne von Absatz 1 gelten  

a) auch das Tätigkeitsmerkmal in Entgeltgruppe 9 Fallgruppe 6 und 

b) im Land Berlin auch das Tätigkeitsmerkmal in Entgeltgruppe 9 

Fallgruppe 3  

des Unterabschnitts 4.  

2. Lehrkräfte mit abgeschlossener Ausbildung als Lehrkraft für den fach-

praktischen Unterricht an berufsbildenden Schulen, die im Arbeitsver-

hältnis zum Freistaat Sachsen stehen, sind eingruppiert wie  

Lehrer nach Anhang 2 Abschn. B im berufspraktischen Unterricht mit 

abgeschlossener Ausbildung als Fachlehrer für Fachpraxis und abge-

schlossener handwerklicher Ausbildung nach mindestens sechsjähriger 

Lehrtätigkeit und Bewährung seit dem 1. August 1991 nach Maßgabe 

der Vorbemerkung Nummer 6 zum Anhang 2. 

 

Entgeltgruppe 10 

Lehrkräfte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung, 

die aufgrund ihres Studiums die fachlichen Voraussetzungen zum Unterrichten 

in mindestens einem Schulfach haben,  

in der Tätigkeit von Fachlehrern. 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 3 und 5) 

 

Entgeltgruppe 9 

1. Lehrkräfte mit abgeschlossener Hochschulbildung  

die aufgrund ihres Studiums die fachlichen Voraussetzungen zum Unterrichten 

in mindestens einem Schulfach haben,  



34 
 

 

in der Tätigkeit von Fachlehrern. 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 2, 4 und 5) 

2. Lehrkräfte mit abgeschlossener fachspezifischer Ausbildung und Aufstiegs-

fortbildung in der Tätigkeit von Fachlehrern. 

(Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stu-

fen 5 und 6) 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 6) 

 

Entgeltgruppe 8 

Lehrkräfte mit abgeschlossener fachspezifischer, mindestens dreijähriger 

Ausbildung in der Tätigkeit von Fachlehrern. 

 

Entgeltgruppe 7 

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrern. 

 

Protokollerklärungen: 

Nr. 1 (1) 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das Studium mit 

einer ersten Staatsprüfung oder mit einer Diplomprüfung oder mit einer Masterprüfung been-

det worden ist. 2Diesen Prüfungen steht eine Promotion oder die Akademische Abschlussprü-

fung (Magisterprüfung) einer Philosophischen Fakultät nur in den Fällen gleich, in denen die 

Ablegung einer ersten Staatsprüfung oder einer Diplomprüfung oder einer Masterprüfung nach 

den einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist. 3Eine abgeschlossene wis-

senschaftliche Hochschulbildung liegt auch vor, wenn der Mastergrad an einer Fachhochschu-

le erlangt wurde und den Zugang zur Laufbahn des höheren Dienstes bzw. zur entsprechen-

den Qualifikationsebene eröffnet; dies setzt voraus, dass der Masterstudiengang das Akkredi-

tierungsverfahren erfolgreich durchlaufen hat, solange dies nach dem jeweils geltenden Lan-

desbeamtenrecht für den Zugang zur Laufbahn des höheren Dienstes bzw. zur entsprechen-

den Qualifikationsebene gefordert ist. 

(2) 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung setzt voraus, dass die Ab-

schlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das Zeugnis 

der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene Hochschul-

reife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraus-

setzung erfordert, und für den Abschluss eine Mindeststudienzeit von mehr als sechs Semes-

tern - ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. - vorgeschrieben ist. 2Ein Ba-

chelorstudiengang erfüllt diese Voraussetzung auch dann nicht, wenn mehr als sechs Semes-

ter für den Abschluss vorgeschrieben sind. 

 

Nr. 2 (1) Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hochschule im Sinne des 

§ 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“), 

ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen 

wurde.  

(2) 1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert 

sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelorausbildungsgängen an 

Berufsakademien. 



35 
 

 

(3) Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschlussprüfung in einem 

Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife (all-

gemeine Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung 

als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Mindeststudienzeit von sechs 

Semestern - ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. - vorgeschrieben ist.  

Nr. 3 Das Tätigkeitsmerkmal erstreckt sich im Land Berlin und im Freistaat Thüringen auch auf 

Lehrkräfte mit einer nach dem Recht der ehemaligen DDR abgeschlossenen Hochschulausbil-

dung als Diplom-Pädagoge von mindestens zwei Studienjahren 

mit einer Lehrbefähigung bezogen auf das Unterrichtsprofil der berufsbildenden Schule, an 

der sie als Lehrkraft tätig sind, 

die überwiegend mindestens in einem Fach Unterricht erteilen, das dem Berufsfeld des Studi-

enfaches entspricht  

(entsprechend dem Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 7. Oktober 1994). 

Nr. 4 Das Tätigkeitsmerkmal erstreckt sich im Land Berlin und im Land Sachsen-Anhalt auch auf 

Lehrkräfte mit einem nach dem Recht der ehemaligen DDR erworbenen Abschluss als 

a) Ingenieur-Pädagoge, 

b) Ökonompädagoge, 

c) Agraringenieurpädagoge, 

d)  Musikpädagoge oder 

e)  Medizinpädagoge, 

wenn diese berufstheoretischen Unterricht erteilen. 

Nr. 5 Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als  

a) abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung,  

b) abgeschlossene Hochschulbildung, 

wenn er von der zuständigen Landesbehörde dem deutschen Hochschulabschluss gleichge-

stellt ist. 

Nr. 6 Eine abgeschlossene Aufstiegsfortbildung liegt vor, wenn die Lehrkraft eine Meisterprüfung 

oder eine andere nach dem Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 6. März 2009 ver-

gleichbare berufliche Aufstiegsfortbildung abgeschlossen hat.  
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4. Lehrkräfte, die herkunftssprachlichen Ergänzungsunterricht erteilen; pä-
dagogische Unterrichtshilfen, die nach landesrechtlichen Vorschriften 
Lehrkräfte sind oder nach landesrechtlichen Vorschriften Lehrkräften 
gleichgestellt sind; Lehrkräfte in Schulkindergärten oder in Vorschulklas-
sen für schulpflichtige Kinder 

4.1 Lehrkräfte, die herkunftssprachlichen Ergänzungsunterricht erteilen 

Vorbemerkung 

Dieser Unterabschnitt gilt für Lehrkräfte, die herkunftssprachlichen Ergän-

zungsunterricht nach landesrechtlichen Vorschriften erteilen. 

 

Entgeltgruppe 10 

Lehrkräfte  

a) mit abgeschlossenem Lehramtsstudium an einer wissenschaftlichen 

Hochschule oder  

b) mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung. 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3 und 5) 

 

Entgeltgruppe 9 

Lehrkräfte mit abgeschlossener Hochschulbildung. 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4 und 5) 

 

Entgeltgruppe 8  

Lehrkräfte mit anderweitiger abgeschlossener fachspezifischer, mindestens 

dreijähriger Berufsausbildung. 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 6) 

 

Entgeltgruppe 7 

Lehrkräfte, die nicht mindestens die Voraussetzungen der Entgeltgruppe 8 er-

füllen. 
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Protokollerklärungen: 

Nr. 1 Wissenschaftliche Hochschulen sind Universitäten, Technische Hochschulen sowie andere 

Hochschulen, die nach Landesrecht als wissenschaftliche Hochschulen anerkannt sind. 

Nr. 2 Ein abgeschlossenes Lehramtsstudium an einer wissenschaftlichen Hochschule liegt vor, 

wenn das Studium lehramtsbezogen ist und mit einer ersten Staatsprüfung, mit einer Diplom-

prüfung oder mit einer Masterprüfung beendet worden ist. 

Nr. 3 (1) 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das Studium mit 

einer ersten Staatsprüfung oder mit einer Diplomprüfung oder mit einer Masterprüfung beendet 

worden ist. 2Diesen Prüfungen steht eine Promotion oder die Akademische Abschlussprüfung 

(Magisterprüfung) einer Philosophischen Fakultät nur in den Fällen gleich, in denen die Able-

gung einer ersten Staatsprüfung oder einer Diplomprüfung oder einer Masterprüfung nach den 

einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist. 3Eine abgeschlossene wissen-

schaftliche Hochschulbildung liegt auch vor, wenn der Mastergrad an einer Fachhochschule er-

langt wurde und den Zugang zur Laufbahn des höheren Dienstes bzw. zur entsprechenden 

Qualifikationsebene eröffnet; dies setzt voraus, dass der Masterstudiengang das Akkreditie-

rungsverfahren erfolgreich durchlaufen hat, solange dies nach dem jeweils geltenden Landes-

beamtenrecht für den Zugang zur Laufbahn des höheren Dienstes bzw. zur entsprechenden 

Qualifikationsebene gefordert ist. 

(2) 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung setzt voraus, dass die Ab-

schlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das Zeugnis 

der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene Hochschul-

reife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraus-

setzung erfordert, und für den Abschluss eine Mindeststudienzeit von mehr als sechs Semes-

tern - ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. - vorgeschrieben ist. 2Ein Ba-

chelorstudiengang erfüllt diese Voraussetzung auch dann nicht, wenn mehr als sechs Semes-

ter für den Abschluss vorgeschrieben sind. 

Nr. 4 (1) Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hochschule im Sinne des 

§ 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“), 

ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen 

wurde.  

(2) 1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert 

sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelorausbildungsgängen an 

Berufsakademien. 

(3) Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschlussprüfung in einem 

Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife (all-

gemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere 

landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für 

den Abschluss eine Mindeststudienzeit von sechs Semestern - ohne etwaige Praxissemester, 

Prüfungssemester o. Ä. - vorgeschrieben ist.  

Nr. 5 1Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als  

a) abgeschlossenes Lehramtsstudium,  

b) abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung,  

c) abgeschlossene Hochschulbildung, 

wenn er von der zuständigen Landesbehörde dem deutschen Hochschulabschluss gleichge-

stellt ist. 2Eine Gleichstellung nach Satz 1 ist nicht erforderlich, wenn stattdessen eine volle 

ausländische Lehrbefähigung nachgewiesen wird. 

Nr. 6 Eine Lehrkraft, die eine mindestens dreijährige pädagogische Ausbildung abgeschlossen hat, 

gilt als Lehrkraft mit anderweitiger abgeschlossener fachspezifischer, mindestens dreijähriger 

Berufsausbildung.
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4.2 Pädagogische und heilpädagogische Unterrichtshilfen und sonderpäda-
gogische Fachkräfte 

Vorbemerkung 

Dieser Unterabschnitt gilt für pädagogische und heilpädagogische Unterrichts-

hilfen und sonderpädagogische Fachkräfte,  

die nach landesrechtlichen Vorschriften Lehrkräfte sind oder nach landes-

rechtlichen Vorschriften Lehrkräften gleichgestellt sind. 

 

Entgeltgruppe 10 

Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit entsprechender staatlicher Anerkennung 

als pädagogische oder heilpädagogische Unterrichtshilfen oder sonderpäda-

gogische Fachkräfte. 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 

 

Entgeltgruppe 9  

1. Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung 

als pädagogische oder heilpädagogische Unterrichtshilfen. 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 

2. Erzieher, Freundschaftspionierleiter, Heilerziehungspfleger, Hortner, Kinder-

gärtner, Ergotherapeuten, Logopäden oder Physiotherapeuten mit entspre-

chender staatlicher Anerkennung und anerkannter mindestens einjähriger 

sonder- oder heilpädagogischer Zusatzausbildung 

als pädagogische oder heilpädagogische Unterrichtshilfen oder sonderpäda-

gogische Fachkräfte. 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 4) 

3. Werkmeister mit Meisterprüfung 

als heilpädagogische Unterrichtshilfen. 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 

4. Erzieher, Freundschaftspionierleiter, Heilerziehungspfleger, Hortner, Kinder-

gärtner, Ergotherapeuten, Logopäden oder Physiotherapeuten mit entspre-

chender staatlicher Anerkennung 

als pädagogische oder heilpädagogische Unterrichtshilfen oder sonderpäda-

gogische Fachkräfte. 

(Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stu-

fen 5 und 6) 
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5. Beschäftigte mit anerkannter mindestens einjähriger sonderpädagogischer 

Zusatzausbildung  

als pädagogische oder heilpädagogische Unterrichtshilfen. 

(Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stu-

fen 5 und 6) 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 5) 

6. Beschäftigte  

mit abgeschlossener Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsbe-

ruf ohne Meisterprüfung  

in der Tätigkeit eines Werkmeisters 

als heilpädagogische Unterrichtshilfen. 

(Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stu-

fen 5 und 6) 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 

 

Entgeltgruppe 8 

Beschäftigte  

als pädagogische oder heilpädagogische Unterrichtshilfen oder sonderpäda-

gogische Fachkräfte. 

 

Protokollerklärungen: 

Nr. 1 Hierunter fallen auch Diplomerzieher und Diplomvorschulerzieher im Sinne der Nr. 2 des Be-

schlusses der Kultusministerkonferenz vom 7. Oktober 1994 zur Feststellung der Gleichwer-

tigkeit von Bildungsabschlüssen im Sinne des Artikels 37 Absatz 1 des Einigungsvertrages - 

Hochschulbereich -. 

Nr. 2 Soweit sich das Tätigkeitsmerkmal auf sonderpädagogische Fachkräfte erstreckt, gilt dies nur 

im Land Schleswig-Holstein. 

Nr. 3 Das Tätigkeitsmerkmal gilt nur im Freistaat Bayern. 

Nr. 4 Soweit sich das Tätigkeitsmerkmal auf sonderpädagogische Fachkräfte erstreckt, gilt dies nur 

im Freistaat Bayern und im Land Schleswig-Holstein. 

Nr. 5 Das Tätigkeitsmerkmal gilt nur im Freistaat Bayern und im Land Berlin. 
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4.3 Lehrkräfte in Schulkindergärten oder in Vorschulklassen für schulpflichti-
ge Kinder 

Entgeltgruppe 10  

Leiter eines Schulkindergartens oder einer Vorschulklasse  

einer Sonderschule oder einer vergleichbaren Schulform 

a) mit einem Abschluss als Sozialarbeiter/Sozialpädagoge mit staatlicher 

Anerkennung oder  

b) mit einem Abschluss als Kindheitspädagoge mit staatlicher Anerken-

nung oder 

c) mit anderweitiger abgeschlossener einschlägiger Hochschulbildung mit 

staatlicher Anerkennung. 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3 und 4) 

 

Entgeltgruppe 9  

1. Leiter eines Schulkindergartens oder einer Vorschulklasse 

a) mit einem Abschluss als Sozialarbeiter/Sozialpädagoge mit staatlicher 

Anerkennung oder 

b) mit einem Abschluss als Kindheitspädagoge mit staatlicher Anerken-

nung oder  

c) mit anderweitiger abgeschlossener einschlägiger Hochschulbildung mit 

staatlicher Anerkennung. 

(Hierzu Protokollerklärung Nrn. 1, 2, 3 und 4) 

2. Leiter eines Schulkindergartens oder einer Vorschulklasse  

mit einem Abschluss als Erzieher, Freundschaftspionierleiter, Heilerziehungs-

pfleger, Hortner, Kindergärtner, Ergotherapeut, Logopäde oder Physiothera-

peut mit entsprechender staatlicher Anerkennung und  

mindestens einjähriger sonderpädagogischer Zusatzausbildung. 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2) 

3. Erzieher, Freundschaftspionierleiter, Heilerziehungspfleger, Hortner, Kinder-

gärtner, Ergotherapeuten, Logopäden oder Physiotherapeuten mit entspre-

chender staatlicher Anerkennung 

in einem Schulkindergarten oder in einer Vorschulklasse. 

(Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stu-

fen 5 und 6) 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2) 
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Protokollerklärungen: 

Nr. 1 Hierunter fallen auch Diplomerzieher und Diplomvorschulerzieher im Sinne der Nr. 2 des Be-

schlusses der Kultusministerkonferenz vom 7. Oktober 1994 zur Feststellung der Gleichwer-

tigkeit von Bildungsabschlüssen im Sinne des Artikels 37 Absatz 1 des Einigungsvertrages - 

Hochschulbereich -. 

Nr. 2 Als Lehrkräfte im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals gelten in Nordrhein-Westfalen auch sozial-

pädagogische Mitarbeiter in der Schuleingangsphase an Grundschulen. 

In Nordrhein-Westfalen gelten auch 

a) sozialpädagogische Mitarbeiter in der Schuleingangsphase an Förderschulen und sozial-
pädagogische Mitarbeiter mit einer Tätigkeit in inklusiven Lerngruppen in der Schulein-
gangsphase an Grundschulen als Lehrkräfte im Sinne der Entgeltgruppe 10, 

b) sozialpädagogische Mitarbeiter in der Schuleingangsphase an Grundschulen als Lehr-
kräfte im Sinne der Entgeltgruppe 9 Fallgruppe 1 und 

c) sozialpädagogische Mitarbeiter in der Schuleingangsphase an Grundschulen oder an 

Förderschulen als Lehrkräfte im Sinne der Entgeltgruppe 9 Fallgruppen 2 und 3. 

Nr. 3 (1) Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hochschule im Sinne des 

§ 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“), 

ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen 

wurde.  

(2) 1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert 

sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelorausbildungsgängen an 

Berufsakademien. 

(3) Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschlussprüfung in einem 

Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife (all-

gemeine Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung 

als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Mindeststudienzeit von sechs 

Semestern - ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. - vorgeschrieben ist.  

(4) Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene Hochschulbil-

dung, wenn er von der zuständigen Landesbehörde dem deutschen Hochschulabschluss 

gleichgestellt ist. 

Nr. 4 Eine abgeschlossene einschlägige Hochschulbildung liegt z. B. vor bei einem Abschluss des 

Bachelor-Studiengangs „Frühkindliche und Elementarbildung“ an der Pädagogischen Hoch-

schule Heidelberg. 
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5. Regelungen für Lehrkräfte mit einer Ausbildung als Lehrer, als Freund-
schaftspionierleiter oder als Erzieher jeweils nach dem Recht der ehema-
ligen DDR, bei denen die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen 
für die Übernahme in das Beamtenverhältnis nicht erfüllt sind 

Vorbemerkungen 

1. Dieser Abschnitt gilt für Lehrkräfte mit einer Ausbildung  

a) als Lehrer nach dem Recht der ehemaligen DDR bzw. 

b) als Freundschaftspionierleiter bzw.  

c) als Erzieher nach dem Recht der ehemaligen DDR, 

bei denen die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die 

Übernahme in das Beamtenverhältnis nicht erfüllt sind, 

in der Tätigkeit von Lehrkräften mit abgeschlossenem Lehramtsstudium 

an einer wissenschaftlichen Hochschule und mit abgeschlossenem Re-

ferendariat oder Vorbereitungsdienst. 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 

2. 1Die Lehrkraft, die ihre Tätigkeit an verschiedenen Schulformen nicht 

nur vorübergehend auszuüben hat, ist nach der Tätigkeit eingruppiert, 

die zeitlich mindestens zur Hälfte anfällt. 2Für die Feststellung, welche 

Tätigkeit mindestens zur Hälfte anfällt, ist von der für die jeweilige 

Schulform geltenden Pflichtstundenzahl auszugehen. 3Die Sätze 1 

und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit  

a) in mehreren Schulzweigen oder  

b) in mehreren Schul- bzw. Klassenstufen  

auszuüben hat. 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 

 

1. (1) 1Die Lehrkraft mit abgeschlossener Lehrerausbildung nach dem Recht der 

ehemaligen DDR 

ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 4 der beim Arbeitgeber gel-

tenden Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie eingestuft wäre, wenn sie 

nach Maßgabe von Satz 2 und 3 im Beamtenverhältnis stünde. 2Für die Ermitt-

lung dieser Besoldungsgruppe ist das Beamtenverhältnis zugrunde zu legen, in 

das die Lehrkraft übernommen werden könnte, wenn sie eine Bewährungsfest-

stellung nach der beim Arbeitgeber auf der Grundlage der Anlage I Kapitel XIX 

Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 2 Buchst. b und c des Einigungsvertrages ge-

troffenen Regelung hätte. 3Sind in dem beim Arbeitgeber geltenden Besol-

dungsgesetz Beförderungsämter für Lehrkräfte mit Bewährungsfeststellung in 

einer höheren Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt ausgebracht, erfolgt 

eine Höhergruppierung in die nach Satz 4 entsprechende Entgeltgruppe unter 

denselben Voraussetzungen wie eine Beförderung bei einer vergleichbaren 

beamteten Lehrkraft. 4Es entspricht 
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der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe 

A 11 10**) 

A 12, 12a 11**) 

A 13 13 

A 14 14 

A 15 15. 

**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß 
Anhang 1 

 

(2) 1Hat die Lehrkraft ihre Tätigkeit an einer anderen als ihrer Lehrerausbil-

dung nach dem Recht der ehemaligen DDR entsprechenden Schulform aus-

zuüben und  

wäre sie bei einem Einsatz entsprechend ihrer Lehrerausbildung nach Ab-

satz 1 Satz 4 einer höheren Entgeltgruppe zuzuordnen als eine Lehrkraft mit 

einer dieser anderen Schulform entsprechenden Lehrerausbildung,  

ist für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 die Lehrerausbildung zugrunde zu 

legen, die dieser anderen Schulform entspricht. 

2Sind in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz für die Laufbahn, 

die der Schulform entspricht, an der die Lehrkraft ihre Tätigkeit auszuüben hat, 

Beförderungsämter für Lehrkräfte mit Bewährungsfeststellung in einer höheren 

Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt ausgebracht,  

erfolgt eine Höhergruppierung in die nach Absatz 1 Satz 4 entsprechende 

Entgeltgruppe unter denselben Voraussetzungen wie eine Beförderung bei ei-

ner vergleichbaren beamteten Lehrkraft an dieser Schulform. 

3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit  

a) in einem anderen als ihrer Lehrerausbildung entsprechenden Schul-

zweig oder  

b) in einer anderen als ihrer Lehrerausbildung entsprechenden Schul- 

bzw. Klassenstufe  

auszuüben hat.  

4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Lehrkräfte mit einer Lehrerausbildung für 

Förderschulen/Sonderschulen, die sonderpädagogische Fördermaßnahmen 

durchführen. 

(3) 1Hat die Lehrkraft ihre Tätigkeit an einer anderen als ihrer Lehrerausbil-

dung nach dem Recht der ehemaligen DDR entsprechenden Schulform aus-

zuüben und  

wäre sie bei einem Einsatz entsprechend ihrer Lehrerausbildung nach Ab-

satz 1 Satz 4 einer niedrigeren Entgeltgruppe zuzuordnen als eine Lehrkraft 

mit einer dieser anderen Schulform entsprechenden Lehrerausbildung,  
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sind für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 die von ihr abgeschlossene Leh-

rerausbildung und eine entsprechende Tätigkeit zugrunde zu legen.  

2Sind in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz für die Laufbahn, 

die der Lehramtsbefähigung Lehrerausbildung der Lehrkraft entspricht, Beför-

derungsämter in einer höheren Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt aus-

gebracht,  

erfolgt eine Höhergruppierung unter denselben Voraussetzungen wie eine Be-

förderung bei einer in vergleichbarer Tätigkeit beamteten Lehrkraft an der 

Schulform, an der die Lehrkraft ihre Tätigkeit auszuüben hat;  

für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 ist das Beförderungsamt für die Lauf-

bahn zugrunde zu legen, die der Lehramtsbefähigung Lehrerausbildung der 

Lehrkraft entspricht. 

3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit  

a) in einem anderen als ihrer Lehrerausbildung entsprechenden Schulzweig 

oder  

b) in einer anderen als ihrer Lehrerausbildung entsprechenden Schul- bzw. 

Klassenstufe  

auszuüben hat.  

(4) 1Die Lehrkraft im Sinne von Absatz 1 Satz 1 erhält eine Entgeltgruppenzu-

lage, wenn sie - stünde sie im Beamtenverhältnis - nach dem beim Arbeitge-

ber geltenden Besoldungsrecht in ihrer Besoldungsgruppe Anspruch auf eine 

Zulage hätte. 2Satz 1 gilt nicht für 

a) Zulagen, die unabhängig davon zustehen können, ob die Beamtin oder 

der Beamte als Lehrkraft tätig ist, sowie 

b) die allgemeine Stellenzulage nach Nr. 27 der Vorbemerkungen zu den 

Bundesbesoldungsordnungen A und B (Anlage I des Bundesbesol-

dungsgesetzes) in der am 30. Juni 2009 geltenden Fassung oder einer 

vergleichbaren landesrechtlichen Regelung. 

3Soweit die besoldungsrechtliche Zulage als Beförderungsamt gewährt wird, 

gilt für die Gewährung der Entgeltgruppenzulage Absatz 1 Satz 3 entspre-

chend. 4Die Höhe der Entgeltgruppenzulage entspricht der Höhe der Zulage 

nach dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsrecht. 5Die Entgeltgruppen-

zulage ist nicht zusatzversorgungspflichtig, soweit die entsprechende besol-

dungsrechtliche Zulage nicht ruhegehaltfähig ist. 

(5) 1In den Fällen von Absatz 2 Satz 1 und 3 gilt Absatz 4 mit der Maßgabe, 

dass von der Besoldungsgruppe auszugehen ist, in welche die Lehrkraft mit 

der dieser Schulform, diesem Schulzweig bzw. dieser Schul- bzw. Klassenstu-

fe entsprechenden Lehramtsbefähigung und entsprechender Tätigkeit einge-

stuft wäre. 2Satz 1 gilt nicht für Lehrkräfte mit einer Lehrerausbildung für För-

derschulen/Sonderschulen, die sonderpädagogische Fördermaßnahmen 

durchführen. 
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(6) In den Fällen von Absatz 3 Satz 1 und 3 gilt Absatz 4 mit der Maßgabe, 

dass von der Besoldungsgruppe auszugehen ist, in welche die Lehrkraft mit 

der erworbenen Lehramtsbefähigung von ihr abgeschlossenen Lehrerausbil-

dung und entsprechender Tätigkeit eingestuft wäre.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3, 4, 5, 6, 7, und 8 und 9) 

 

2. (1) Soweit Freundschaftspionierleiter bzw. Erzieher in dem beim Arbeitgeber 

geltenden Besoldungsrecht bestimmten Lehrkräften mit einer Ausbildung als 

Lehrer nach dem Recht der ehemaligen DDR gleichgestellt sind, gelten ent-

sprechende Lehrkräfte als Lehrkräfte im Sinne der Ziffer 1. 

(2) Freundschaftspionierleiter und Erzieher, die nicht unter Absatz 1 fallen, sind 

a) mit mindestens einer Lehrbefähigung in Entgeltgruppe 10 und 

b) ohne Lehrbefähigung in Entgeltgruppe 9  

eingruppiert. 

 

Protokollerklärungen: 

Nr. 1 Wissenschaftliche Hochschulen sind Universitäten, Technische Hochschulen sowie andere 

Hochschulen, die nach Landesrecht als wissenschaftliche Hochschulen anerkannt sind. 

Nr. 2 Ein abgeschlossenes Lehramtsstudium an einer wissenschaftlichen Hochschule liegt vor, 

wenn das Studium lehramtsbezogen ist und mit einer ersten Staatsprüfung, mit einer Diplom-

prüfung oder mit einer Masterprüfung beendet worden ist. 

Nr. 3 Soweit im jeweiligen Landesrecht anstelle des Begriffs „Schulform“ der Begriff „Schulart“ ver-

wendet wird, ist dem Begriff „Schulform“ der Begriff „Schulart“ gleichgestellt. 

Nr. 4 1Als Beamtenverhältnis, in das die Lehrkraft übernommen werden könnte, gilt das Beamten-

verhältnis, für das in dem Besoldungsgesetz, das beim Arbeitgeber im Zeitpunkt der Eingrup-

pierung gilt, ein Eingangsamt ausgebracht ist, dessen Voraussetzungen die Lehrkraft erfüllen 

würde, wenn sie die Bewährungsfeststellung hätte. 2Eine fehlende tatsächliche Möglichkeit der 

Übernahme in das Beamtenverhältnis im Zeitpunkt der Eingruppierung z. B. aufgrund einer 

zwischenzeitlichen Schließung der Laufbahn ist unschädlich. 

Nr. 5 1Eine Lehrerausbildung entspricht der auszuübenden Tätigkeit, wenn sie dem Lehramt für die 

Schulform entspricht, in der die Tätigkeit auszuüben ist. 2Soweit in Schulformen Lehrämter 

nach Schulzweigen unterschieden werden, entspricht eine Lehrerausbildung der auszuüben-

den Tätigkeit, wenn sie dem Lehramt für den Schulzweig entspricht, in dem die Tätigkeit aus-

zuüben ist. 3Soweit in Schulformen Lehrämter nach Schul- bzw. Klassenstufen unterschieden 

werden, entspricht eine Lehrerausbildung der auszuübenden Tätigkeit, wenn sie dem Lehramt 

für die Schul- bzw. Klassenstufe entspricht, in der die Tätigkeit auszuüben ist. 

Nr. 6 Für die Bewährungsfeststellung auf der Grundlage der Anlage I Kapitel XIX Sachgebiet A Ab-

schnitt III Nr. 2 Buchst. b und c des Einigungsvertrages sind folgende Regelungen maßge-

bend: 

- Artikel II des Dritten Gesetzes über die Vereinheitlichung des Berliner Landesrechts vom 
19. Dezember 1991 (GVBl. S. 294), 

- im Land Brandenburg die Verordnung über die Bewährungsanforderungen für die Einstel-
lung von Bewerbern aus dem Beitrittsgebiet in ein Beamtenverhältnis (Bewährungsanforde-
rungsverordnung) vom 20. August 1991 (GVBl. [Nr. 24] S. 378), 
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- die Bewährungsanforderungsverordnung Mecklenburg-Vorpommern vom 19. November 
1991 (GVOBl. M-V S. 444), zul. geändert durch Änderungsverordnung vom 5. September 
1993 (GVOBl. M-V S. 846), 

- Verordnung über die Laufbahnen der Beamten im Land Sachsen-Anhalt (Laufbahnverord-
nung - LVO LSA) vom 15. August 1994 (GVBl. LSA S. 920) und 

- die Thüringer Bewährungsanforderungsverordnung vom 2. Februar 1993 (GVBl. S. 173). 

Nr. 7 Besoldungsrechtliche Ausgleichszulagen gelten auch dann als Zulagen im Sinne von Absatz 4 

Satz 2 Buchstabe a, wenn ihre Voraussetzungen an einen lehrkräftespezifischen Sachverhalt 

anknüpfen, z. B. § 13 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), zul. geändert durch Art. 3 des Gesetzes 

vom 12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1466).  

Nr. 8 Im Land Berlin gilt für die Anwendung von Ziffer 1 Absatz 2 Satz 1 und 3 zusätzlich Folgen-

des:  

a) 1Hat eine Lehrkraft ohne Befähigungszuerkennung, bei der die Anforderungen für die 

Befähigungszuerkennung gemäß § 19 Absatz 6 der Verordnung über die Laufbahnen 

der Beamten des Schul- und Schulaufsichtsdienstes (Schullaufbahnverordnung - 

SchulLVO) vom 3. Juli 1980 in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung er-

füllt sind, ihre Tätigkeit 

- an einer Grundschule oder  
- an einer anderen Schulform im Grundschulteil  
auszuüben, ist für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 die Besoldungsgruppe zu-

grunde zu legen, in welche eine Lehrkraft mit einem Studium nach § 7 Absatz 1 Nr. 2 

Lehrerbildungsgesetz in der bis zum 19. Februar 2014 geltenden Fassung eingestuft 

wäre. 2Satz 1 gilt entsprechend für eine Lehrkraft ohne Befähigungszuerkennung, bei 

der die Anforderungen für die Befähigungszuerkennung für die Laufbahn des Studien-

rats (§ 10 SchulLVO) gemäß § 18a i. V. m. § 19 Absatz 7 SchulLVO vom 3. Juli 1980 

in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung erfüllt sind. 

b) 1Buchstabe a gilt entsprechend für eine Lehrkraft ohne Befähigungszuerkennung, bei 

der die Anforderungen für die Befähigungszuerkennung gemäß § 19 Absatz  5 Schul-

LVO vom 3. Juli 1980 in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung erfüllt 

sind, die keine sonderpädagogischen Fördermaßnahmen durchführt. 2Satz 1 gilt ent-

sprechend für eine Lehrkraft ohne Befähigungszuerkennung, bei der die Anforderun-

gen für die Befähigungszuerkennung für die Laufbahn des Lehrers an Sonderschulen 

(§ 8 SchulLVO) gemäß § 18a i. V. m. § 19 Absatz 7 oder nach § 19 Absatz 8 SchulL-

VO vom 3. Juli 1980 in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung erfüllt 

sind. 

c) Hat eine Lehrkraft ohne Befähigungszuerkennung, bei der die Anforderungen für eine 

Befähigungszuerkennung gemäß § 18c oder § 18d SchulLVO vom 3. Juli 1980 in der 

bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung erfüllt sind, ihre Tätigkeit  

- an einer Grundschule oder  
- an einer anderen Schulform im Grundschulteil  
in den Klassen 1 bis 4 auszuüben, ist für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 die Be-

soldungsgruppe zugrunde zu legen, die ihrer Lehrerausbildung entspricht, auch wenn 

sie keine sonderpädagogischen Fördermaßnahmen durchführt. 

d) 1Hat eine Lehrkraft ohne Befähigungszuerkennung, bei der die Anforderungen für eine 

Befähigungszuerkennung gemäß § 18e SchulLVO vom 3. Juli 1980 in der bis zum 31. 

Dezember 2012 geltenden Fassung erfüllt sind, ihre Tätigkeit  

- an einer Grundschule oder  
- an einer anderen Schulform im Grundschulteil  
auszuüben, ist für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 die Besoldungsgruppe zu-

grunde zu legen, in welche eine Lehrkraft mit der Befähigungszuerkennung gemäß § 

19 Absatz 4 SchulLVO vom 3. Juli 1980 in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden 

Fassung eingestuft wäre. 

Nr. 9 Im Land Sachsen-Anhalt werden Lehrkräfte mit einer Ausbildung als Lehrer nach dem Recht 

der ehemaligen DDR, die nicht unter Ziffer 1 fallen, wie Freundschaftspionierleiter und Erzie-

her mit mindestens einer Lehrbefähigung nach Ziffer 2 Absatz 2 Buchstabe a eingruppiert. 
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6. Regelungen für Lehrkräfte mit einer Ausbildung nach dem Recht der 
ehemaligen DDR, die im Arbeitsverhältnis zum Freistaat Sachsen stehen 

Für folgende Lehrkräfte, die im Arbeitsverhältnis zum Freistaat Sachsen stehen, rich-

tet sich die Eingruppierung nach dem Anhang 2 zu diesem Tarifvertrag: 

a) Lehrkräfte mit einer abgeschlossenen Ausbildung als Lehrer nach dem Recht 

der ehemaligen DDR,  

b) Lehrkräfte mit einer abgeschlossenen Ausbildung als Freundschaftspionierlei-

ter oder Erzieher jeweils mit einer Ergänzungsausbildung (Lehrbefähigung) in 

den Fächern Deutsch, Mathematik und in einem Wahlfach für die Klassen 1 

bis 4 und 

c)  Lehrkräfte im Unterricht an berufsbildenden Schulen mit einer abgeschlosse-

nen Ausbildung nach dem Recht der ehemaligen DDR, soweit diese Ausbil-

dung von den Tätigkeitsmerkmalen der Anlage zu diesem Abschnitt erfasst 

wird. 
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Anhang 1 
Angleichungszulage 

 

1Die Angleichungszulage im Sinne der Entgeltordnung Lehrkräfte wird ab 1. August 

2016 gewährt. 2Sie beträgt 30 Euro, höchstens jedoch den Betrag, der als Höher-

gruppierungsgewinn bei entsprechender Anwendung des § 29a Absatz 3 Satz 2 und 

3 TVÜ-Länder in der Fassung des § 11 TV EntgO-L zustehen würde. 

3Für Lehrkräfte, die in der Entgeltgruppe 9 eingruppiert sind und für die eine beson-

dere Stufenlaufzeit gilt, wird stattdessen eine Angleichungszulage wie folgt gewährt: 

 

derzeitige Stufenzuordnung 

bei verlängerter Stufenlaufzeit  

 (fiktive) Stufen-

zuordnung bei 

vollständiger 

Angleichung  

Zulage 

Stufe 1 im 1. Jahr  Stufe 1 keine 

im 1. Jahr  

im 2. Jahr  

im 3. Jahr  

im 4. Jahr  

im 5. Jahr  

im 1. Jahr  

im 2. Jahr  

im 3. Jahr  

im 4. Jahr  

im 5. Jahr  

im 6. Jahr  

im 7. Jahr  

im 8. Jahr  

im 9. Jahr  

im 1. Jahr  

im 2. Jahr  

im 3. Jahr  

im 4. Jahr  

ab dem  

5. Jahr 
 Stufe 5 30 Euro 
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Anhang 2 
Zu Abschnitt 6 der Entgeltordnung Lehrkräfte 

 

Regelungen zur Eingruppierung von Lehrkräften mit einer Ausbildung nach 

dem Recht der ehemaligen DDR, die im Arbeitsverhältnis zum Freistaat Sach-

sen stehen 

 

Vorbemerkungen 

1. Diese Regelungen zur Eingruppierung gelten für Lehrkräfte, die ihren Ab-

schluss nach den Ausbildungsbestimmungen der ehemaligen DDR erworben 

haben. Es ist unschädlich, wenn dieser Abschluss aufgrund einer vor dem 

3. Oktober 1990 aufgenommenen Ausbildung erst nach dem 3. Oktober 1990 

erworben wurde.  

2. Über die Gleichwertigkeit der von diesen Regelungen nicht erfassten Ab-

schlüsse nach den Ausbildungsbestimmungen der ehemaligen DDR entschei-

det im Einzelfall das Sächsische Staatsministerium für Kultus. 

3.  Lehrkräfte, die an einer anderen als ihrer Lehrbefähigung entsprechenden 

Schulart verwendet werden, erhalten Entgelt entsprechend ihrer Lehrbefähi-

gung; sie erhalten jedoch kein höheres Entgelt als die Lehrkräfte der Schulart, 

an der sie beschäftigt werden. Abweichend von Satz 1 letzter Halbsatz erhal-

ten Lehrkräfte mit der Befähigung für den Unterricht an Förderschulen, die an 

Grundschulen sonderpädagogische Fördermaßnahmen durchführen, Entgelt 

entsprechend ihrer Lehrbefähigung. 

4.  Lehrkräfte, die an verschiedenen Schularten beschäftigt sind, erhalten Entgelt 

nach ihrer überwiegenden Tätigkeit. Für die Feststellung der überwiegenden 

Tätigkeit ist von der Pflichtstundenzahl der jeweiligen Schulart auszugehen. 

5.  (1) Lehrbefähigungen für Fächer, die nicht ordentliches Unterrichtsfach sind, 

werden bei der Eingruppierung nicht berücksichtigt. Als ordentliches Unter-

richtsfach im Sinne dieser Regelungen gelten auch die Fächer, die an einzel-

nen Schulen des Freistaates Sachsen als abschluss- bzw. versetzungsrele-

vantes Fach unterrichtet werden. Nicht berücksichtigt bei der Eingruppierung 

werden Lehrbefähigungen, die im Rahmen eines Ein-Jahres-Lehrganges 

(z. B. am Institut für Lehrerweiterbildung/Musikerziehung Berlin-Weißensee, 

am pädagogischen Institut Dr. Theodor Neubauer Erfurt) erworben wurden. 

(2) Bei Lehrkräften mit Lehrbefähigung nach dem Recht der ehemaligen DDR 

sollen weitere Lehrbefähigungen, die ab dem 3. Oktober 1990 erworben wur-

den, im Rahmen der geregelten Tätigkeitsmerkmale berücksichtigt werden. 

6. Die vorgesehenen Höhergruppierungsmöglichkeiten entsprechen den Beför-

derungen bei verbeamteten Lehrern. Die Beförderungen der verbeamteten 

Lehrer sind abhängig von den zur Verfügung stehenden Planstellen. Deshalb 

können Höhergruppierungen nur insoweit erfolgen, als der Haushaltsgesetz-
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geber Stellen ausgebracht hat. Die Auswahl erfolgt auf der Grundlage von Be-

urteilungskriterien. 

7. Soweit Tätigkeitsmerkmale eine bestimmte Dauer von Lehrtätigkeit enthalten, 

können Zeiten in einer Tätigkeit, die nach ihrer Bedeutung der Lehrtätigkeit 

vergleichbar ist (z. B. Schulaufsicht), angerechnet werden. Über die Gleich-

wertigkeit entscheidet im Einzelfall das Sächsische Staatsministerium für Kul-

tus. 

8. Soweit Tätigkeitsmerkmale für Lehrkräfte im Unterricht an Mittelschulen, Gym-

nasien oder berufsbildenden Schulen eine Lehrbefähigung für eine bestimmte 

Anzahl von Fächern voraussetzen, werden Lehrkräfte in der Funktion als 

Fachleiter oder Fachberater an öffentlichen Schulen wie Lehrkräfte mit der 

Lehrbefähigung für zwei ordentliche Unterrichtsfächer der entsprechenden 

Schulart bzw. denen gleichgestellte Lehrkräfte eingruppiert. Übrige Eingrup-

pierungsvoraussetzungen bleiben unberührt. 
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A. Lehrkräfte im Unterricht an allgemeinbildenden Schulen 

I. Lehrkräfte im Unterricht an Grundschulen 

Entgeltgruppe 10 

Lehrer  

mit abgeschlossener pädagogischer Fachschulausbildung als Lehrer für die unteren 

Klassen der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule bzw. als Lehrer für die 

Unterstufe der allgemeinbildenden Schulen (bis ca. 1965) jeweils mit einer Lehrbefä-

higung für die Fächer Deutsch, Mathematik und für ein Wahlfach (Klassen 1 bis 4). 1 

(Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage 

gemäß Anhang 1) 

 

Entgeltgruppe 11 

Lehrer  

mit abgeschlossener pädagogischer Fachschulausbildung als Lehrer für die unteren 

Klassen der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule bzw. als Lehrer für die 

Unterstufe der allgemeinbildenden Schulen (bis ca. 1965) jeweils mit einer Lehrbefä-

higung für die Fächer Deutsch, Mathematik und für ein Wahlfach (Klassen 1 bis 4). 1, 

2  

(Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage 

gemäß Anhang 1) 

_________________________ 

1 Hierunter fallen auch Beschäftigte mit abgeschlossener Ausbildung als Freundschaftspionierleiter oder Erzie-

her jeweils mit einer Ergänzungsausbildung (Lehrbefähigung) in den Fächern Deutsch, Mathematik und in ei-

nem Wahlfach für die Klassen 1 bis 4. 

2 Nach mindestens sechsjähriger Lehrtätigkeit und Bewährung seit 1. August 1991 nach Maßgabe der Vorbe-

merkung Nummer 6. 
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II. Lehrkräfte im Unterricht an Mittelschulen 

Entgeltgruppe 11 

Lehrer 

a) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer mit 

einer Lehrbefähigung für zwei Fächer der allgemeinbildenden polytechnischen 

Oberschule (Klassen 5 bis 10) bzw. als Fachlehrer mit Staatsexamen (vor 1970), 

b) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer mit 

einer Lehrbefähigung für ein Fach der allgemeinbildenden polytechnischen 

Oberschule (Klassen 5 bis 10) bzw. als Fachlehrer mit Staatsexamen (vor 1970), 

c) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer für 

die allgemeinbildende polytechnische Oberschule bzw. als Leh-

rer/Fachlehrer/Diplomlehrer für die Oberstufe der allgemeinbildenden Schulen/für 

die Erweiterte Oberschule/mit postgradualer Qualifizierung für die Abiturstufe je-

weils mit einer Lehrbefähigung für zwei Fächer (Klassen 5 bis 12), 

d) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Lehrer/Fachlehrer/ 

Diplomlehrer für die Oberstufe der allgemeinbildenden Schulen/für die Erweiterte 

Oberschule/mit postgradualer Qualifizierung für die Abiturstufe mit einer Lehrbe-

fähigung für ein Fach (Klassen 5 bis 12), 1 

e) mit abgeschlossener pädagogischer Fachschulausbildung als Lehrer für die unte-

ren Klassen der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule mit einer Lehr-

befähigung für die Fächer Deutsch und Mathematik und für ein Wahlfach (Klas-

sen 1 bis 4) und einer abgeschlossenen pädagogischen Hochschulausbildung 

als Diplomlehrer mit einer Lehrbefähigung für ein Fach der allgemeinbildenden 

polytechnischen Oberschule. 

(Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage 

gemäß Anhang 1) 

 

Entgeltgruppe 13 

Lehrer 

a) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer mit 

einer Lehrbefähigung für zwei Fächer der allgemeinbildenden polytechnischen 

Oberschule (Klassen 5 bis 10) bzw. als Fachlehrer mit Staatsexamen 

(vor 1970), 2, 3 

b) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer für 

die allgemeinbildende polytechnische Oberschule bzw. als Leh-

rer/Fachlehrer/Diplomlehrer für die Oberstufe der allgemeinbildenden Schulen/für 

die Erweiterte Oberschule/mit postgradualer Qualifizierung für die Abiturstufe je-

weils mit einer Lehrbefähigung für zwei Fächer (Klassen 5 bis 12). 2, 3 
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_____________________ 

1 Gleichgestellt sind nach ehemaligem DDR-Recht ausgebildete Hochschulabsolventen mit Fachdiplom (z. B. 

Diplomgermanist, Diplommathematiker) und pädagogischem Zusatzstudium/Prüfung. 

2 In dieser Entgeltgruppe dürfen ab 1. August 2014 55 Prozent, ab 1. August 2015 70 Prozent, ab 1. August 

2016 85 Prozent und ab 1. August 2017 100 Prozent der für Lehrer an Mittelschulen verfügbaren Haushalts-

stellen ausgebracht werden.  

3 Nach mindestens sechsjähriger Lehrtätigkeit und Bewährung seit dem 1. August 1991 nach Maßgabe der 

Vorbemerkung Nummer 6.
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III. Lehrkräfte im Unterricht an Gymnasien 

Entgeltgruppe 11 

Lehrer 

a) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer mit 

einer Lehrbefähigung für zwei Fächer der allgemeinbildenden polytechnischen 

Oberschule (Klassen 5 bis 10) bzw. als Fachlehrer mit Staatsexamen (vor 1970), 

b) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer mit 

einer Lehrbefähigung für ein Fach der allgemeinbildenden polytechnischen 

Oberschule (Klassen 5 bis 10) bzw. als Fachlehrer mit Staatsexamen (vor 1970), 

c) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Lehrer/Fachlehrer/ 

Diplomlehrer für die Oberstufe der allgemeinbildenden Schulen/für die Erweiterte 

Oberschule/mit postgradualer Qualifizierung für die Abiturstufe mit einer Lehrbe-

fähigung für ein Fach (Klassen 5 bis 12), 1 

d) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer für 

die allgemeinbildende polytechnische Oberschule bzw. als Leh-

rer/Fachlehrer/Diplomlehrer für die Oberstufe der allgemeinbildenden Schulen/für 

die Erweiterte Oberschule/mit postgradualer Qualifizierung für die Abiturstufe je-

weils mit einer Lehrbefähigung für zwei Fächer (Klassen 5 bis 12). 2  

(Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage 

gemäß Anhang 1) 

 

Entgeltgruppe 13 

Lehrer 

a) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer mit 

einer Lehrbefähigung für zwei Fächer der allgemeinbildenden polytechnischen 

Oberschule (Klassen 5 bis 10) bzw. als Fachlehrer mit Staatsexamen 

(vor 1970), 3 

b) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer für 

die allgemeinbildende polytechnische Oberschule bzw. als Leh-

rer/Fachlehrer/Diplomlehrer für die Oberstufe der allgemeinbildenden Schulen/für 

die Erweiterte Oberschule/mit postgradualer Qualifizierung für die Abiturstufe je-

weils mit einer Lehrbefähigung für zwei Fächer (Klassen 5 bis 12). 2, 4 

 

Entgeltgruppe 14 

Lehrer  

a) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer mit 

einer Lehrbefähigung für zwei Fächer der allgemeinbildenden polytechnischen 
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Oberschule (Klassen 5 bis 10) bzw. als Fachlehrer mit Staatsexamen (vor 

1970), 5 

b) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer für 

die allgemeinbildende polytechnische Oberschule bzw. als Leh-

rer/Fachlehrer/Diplomlehrer für die Oberstufe der allgemeinbildenden Schulen/für 

die Erweiterte Oberschule/mit postgradualer Qualifizierung für die Abiturstufe je-

weils mit einer Lehrbefähigung für zwei Fächer (Klassen 5 bis 12). 2, 5 

_________________________ 

1 Gleichgestellt sind nach ehemaligem DDR-Recht ausgebildete Hochschulabsolventen mit Fachdiplom (z. B. 

Diplomgermanist, Diplommathematiker) und pädagogischem Zusatzstudium/Prüfung. 

2 Als Lehrbefähigung zählt nicht die Lehrbefähigung für das Fach Astronomie, soweit keine Ausbildung für den 

Unterricht bis Klasse 12 vorliegt (ggf. Abschlüsse bis ca. 1973). 

3 Nach mindestens sechsjähriger Lehrtätigkeit und Bewährung seit dem 1. August 1991 nach Maßgabe der 

Vorbemerkung Nummer 6. 

4 Nach dreijähriger Lehrtätigkeit und Bewährung an einem Gymnasium, davon auch in der gymnasialen Ober-

stufe seit 1. August 1991, frühestens ab 1. Januar 1996. 

5 Als Höhergruppierungsmöglichkeit nach Maßgabe der für Beamte geltenden laufbahnrechtlichen Bestimmun-

gen (Studienratslaufbahn) sowie der vom Haushaltsgesetzgeber zur Verfügung gestellten Stellen (vergleiche 

Vorbemerkung Nummer 6). 
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B. Lehrkräfte im Unterricht an berufsbildenden Schulen 

Entgeltgruppe 9 

1. Lehrer im berufspraktischen Unterricht  

mit abgeschlossener Ausbildung als Fachlehrer für Fachpraxis und abgeschlos-

sener handwerklicher Ausbildung. 1 

(Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stu-

fen 5 und 6) 

 

2. Lehrer im berufspraktischen Unterricht 

mit abgeschlossener Ausbildung als Fachlehrer für Fachpraxis und abgeschlos-

sener handwerklicher Ausbildung. 1, 2 

 

3. Lehrer als Fachlehrer 

mit abgeschlossener Ausbildung als Ingenieurpädagoge, Medizinpädagoge, Ag-

rarpädagoge oder Ökonompädagoge oder als Ingenieur mit einer Zusatzausbil-

dung in Berufspädagogik. 3 

(Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage 

gemäß Anhang 1) 

 

Entgeltgruppe 10 

Lehrer als Fachlehrer  

mit abgeschlossener Ausbildung als Ingenieurpädagoge, Medizinpädagoge, Agrar-

pädagoge oder Ökonompädagoge oder als Ingenieur mit einer Zusatzausbildung in 

Berufspädagogik. 4, 5 

(Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage 

gemäß Anhang 1, soweit sie unter die Fußnote 5 fallen) 

 

Entgeltgruppe 11 

1. Lehrer als Fachlehrer 

mit abgeschlossener Ausbildung als Ingenieurpädagoge, Medizinpädagoge, Ag-

rarpädagoge oder Ökonompädagoge oder als Ingenieur mit einer Zusatzausbil-

dung in Berufspädagogik. 6 
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2. Lehrer im allgemeinbildenden Unterricht 

a) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer 

mit einer Lehrbefähigung für ein Fach der allgemeinbildenden polytechni-

schen Oberschule (Klassen 5 bis 10) bzw. als Fachlehrer mit Staatsexamen 

(vor 1970), 

b) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Leh-

rer/Fachlehrer/Diplomlehrer für die Oberstufe der allgemeinbildenden Schu-

len/für die Erweiterte Oberschule/mit postgradualer Qualifizierung für die Abi-

turstufe mit einer Lehrbefähigung für ein Fach (Klassen 5 bis 12), 7 

c) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer 

mit einer Lehrbefähigung für zwei Fächer der allgemeinbildenden polytechni-

schen Oberschule (Klassen 5 bis 10) bzw. als Fachlehrer mit Staatsexamen 

(vor 1970), 

d) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer 

für die allgemeinbildende polytechnische Oberschule bzw. als Leh-

rer/Fachlehrer/Diplomlehrer für die Oberstufe der allgemeinbildenden Schu-

len/für die Erweiterte Oberschule/mit postgradualer Qualifizierung für die Abi-

turstufe jeweils mit einer Lehrbefähigung für zwei Fächer (Klassen 5 bis 12). 
8 

(Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage 

gemäß Anhang 1) 

 

Entgeltgruppe 13 

1.  Lehrer im allgemeinbildenden Unterricht 

a) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer 

für die allgemeinbildende polytechnische Oberschule bzw. als Leh-

rer/Fachlehrer/Diplomlehrer für die Oberstufe der allgemeinbildenden Schu-

len/für die Erweiterte Oberschule/mit postgradualer Qualifizierung für die Abi-

turstufe jeweils mit einer Lehrbefähigung für zwei Fächer (Klassen 5 bis 12), 
8, 9 

b) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer 

mit einer Lehrbefähigung für zwei Fächer der allgemeinbildenden polytechni-

schen Oberschule (Klassen 5 bis 10) bzw. als Fachlehrer mit Staatsexamen 

(vor 1970). 2 

 

2. Lehrer im berufstheoretischen, ggf. teilweise im allgemeinbildenden Unterricht 

mit abgeschlossener Ausbildung als Diplomingenieurpädagoge, Diplomgewerbe-

lehrer, Diplomhandelslehrer, Diplomökonompädagoge, Diplomagrarpädagoge, 

Diplommedizinpädagoge, Diplomgartenbaupädagoge, als Diplomingenieur oder 

Diplomökonom mit zusätzlichem berufspädagogischen Abschluss. 10 
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Entgeltgruppe 14 

1.  Lehrer im allgemeinbildenden Unterricht 

a) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer 

für die allgemeinbildende polytechnische Oberschule bzw. als Leh-

rer/Fachlehrer/Diplomlehrer für die Oberstufe der allgemeinbildenden Schu-

len/für die Erweiterte Oberschule/mit postgradualer Qualifizierung für die Abi-

turstufe jeweils mit einer Lehrbefähigung für zwei Fächer (Klassen 5 bis 12), 
8, 11  

b) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer 

mit einer Lehrbefähigung für zwei Fächer der allgemeinbildenden polytechni-

schen Oberschule (Klassen 5 bis 10) bzw. als Fachlehrer mit Staatsexamen 

(vor 1970). 11 

 

2. Lehrer im berufstheoretischen, ggf. teilweise im allgemeinbildenden Unterricht 

mit abgeschlossener Ausbildung als Diplomingenieurpädagoge, Diplomgewerbe-

lehrer, Diplomhandelslehrer, Diplomökonompädagoge, Diplomagrarpädagoge, 

Diplommedizinpädagoge, Diplomgartenbaupädagoge, als Diplomingenieur oder 

Diplomökonom mit zusätzlichem berufspädagogischen Abschluss. 10, 11 

_________________________ 

1 Z. B. als Handwerksmeister, Industriemeister, Betriebswirt. 

2 Nach mindestens sechsjähriger Lehrtätigkeit und Bewährung seit dem 1. August 1991 nach Maßgabe der 

Vorbemerkung Nummer 6.  

3 Als Grundeingruppierung, falls keine dem Fachhochschulabschluss gleichwertige Prüfung abgelegt wurde 

bzw. keine Nachdiplomierung entsprechend den gesetzlichen Grundlagen erfolgte. 

4 Falls keine dem Fachhochschulabschluss gleichwertige Prüfung abgelegt wurde bzw. keine Nachdiplomierung 

entsprechend den gesetzlichen Grundlagen erfolgte, nach mindestens achtjähriger Lehrtätigkeit und Bewäh-

rung nach Maßgabe der Vorbemerkung Nummer 6. 

5 Als Grundeingruppierung, falls eine dem Fachhochschulabschluss gleichwertige Prüfung abgelegt wurde bzw. 

eine Nachdiplomierung entsprechend den gesetzlichen Grundlagen erfolgte. 

6 Falls eine dem Fachhochschulabschluss gleichwertige Prüfung abgelegt wurde bzw. eine Nachdiplomierung 

entsprechend den gesetzlichen Grundlagen erfolgte, nach mindestens sechsjähriger Lehrtätigkeit und Bewäh-

rung seit 1. August 1991 nach Maßgabe der Vorbemerkung Nummer 6. 

7 Gleichgestellt sind nach ehemaligem DDR-Recht ausgebildete Hochschulabsolventen mit Fachdiplom (z. B. 

Diplomgermanist, Diplommathematiker) und pädagogischem Zusatzstudium/Prüfung. 

8 Als Lehrbefähigung zählt nicht die Lehrbefähigung für das Fach Astronomie, soweit keine Ausbildung für den 

Unterricht bis Klasse 12 vorliegt (ggf. Abschlüsse bis ca. 1973). 

9  Nach dreijähriger Lehrtätigkeit und Bewährung an einer berufsbildenden Schule seit 1. August 1991, frühes-

tens ab 1. Januar 1996.  

10 Dem zusätzlichen berufspädagogischen Abschluss steht eine pädagogische Hochschulausbildung als Lehrer 

gleich. 

11 Als Höhergruppierungsmöglichkeit nach Maßgabe der für Beamte geltenden laufbahnrechtlichen Bestimmun-

gen (Studienratslaufbahn) sowie der vom Haushaltsgesetzgeber zur Verfügung gestellten Stellen (vergleiche 

Vorbemerkung Nummer 6).
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C. Lehrkräfte im Unterricht an Förderschulen 

Entgeltgruppe 9 

Lehrer als Fachlehrer  

nach der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für Kultus über die be-

rufsbegleitende Ausbildung und Prüfung für Fachlehrer an Förderschulen für geistig 

Behinderte und Körperbehinderte im Freistaat Sachsen (FachlFöVO) vom 4. Januar 

1994 (SächsGVBl. S. 152) sowie nach der Verordnung des Sächsischen Staatsmi-

nisteriums für Kultus über die berufsbegleitende Ausbildung und Prüfung zum Fach-

lehrer im Förderschwerpunkt geistige Entwicklung (FachlFöVO) vom 15. Juni 2006 

(SächsGVBl. S. 408), zul. geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 5. Februar 

2007 (SächsGVBl. S. 30, 32). 

(Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage 

gemäß Anhang 1) 

 

Entgeltgruppe 11 

Lehrer 

a) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer für 

Hilfsschulen (Universität Rostock), 

b) mit nicht abgeschlossener dreijähriger pädagogischer Fachschulausbildung zum 

Lehrer für die unteren Klassen mit zusätzlicher abgeschlossener pädagogischer 

Hochschulausbildung als Diplomlehrer für eine sonderpädagogische Fachrich-

tung, 

c) mit abgeschlossener Ausbildung als Freundschaftspionierleiter oder Erzieher 

jeweils mit einer Lehrbefähigung für die Fächer Deutsch oder Mathematik und für 

ein Wahlfach (Klassen 1 bis 4) mit zusätzlicher abgeschlossener pädagogischer 

Hochschulausbildung als Diplomlehrer für eine sonderpädagogische Fachrich-

tung, 

d) mit abgeschlossener pädagogischer Fachschulausbildung als Lehrer für die unte-

ren Klassen der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule mit einer Lehr-

befähigung für die Fächer Deutsch und Mathematik und für ein Wahlfach (Klas-

sen 1 bis 4) und einer abgeschlossenen pädagogischen Hochschulausbildung 

als Diplomlehrer für eine sonderpädagogische Fachrichtung. 

(Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage 

gemäß Anhang 1) 

 

Entgeltgruppe 13 

Lehrer  
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a) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer für 

Hilfsschulen (Universität Rostock), 1 

b) mit abgeschlossener pädagogischer Fachschulausbildung als Lehrer für die unte-

ren Klassen der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule mit einer Lehr-

befähigung für die Fächer Deutsch und Mathematik und für ein Wahlfach (Klas-

sen 1 bis 4) und einer abgeschlossenen pädagogischen Hochschulausbildung 

als Diplomlehrer für eine sonderpädagogische Fachrichtung, 1 

c) mit nicht abgeschlossener dreijähriger pädagogischer Fachschulausbildung zum 

Lehrer für die unteren Klassen mit zusätzlicher abgeschlossener pädagogischer 

Hochschulausbildung als Diplomlehrer für eine sonderpädagogische Fachrich-

tung, 1 

d) mit abgeschlossener Ausbildung als Freundschaftspionierleiter oder Erzieher 

jeweils mit einer Lehrbefähigung für die Fächer Deutsch oder Mathematik und für 

ein Wahlfach (Klassen 1 bis 4) mit zusätzlicher abgeschlossener pädagogischer 

Hochschulausbildung als Diplomlehrer für eine sonderpädagogische Fachrich-

tung, 2 

e) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer mit 

einer Lehrbefähigung für ein Fach der allgemeinbildenden polytechnischen 

Oberschule mit einem Zusatzstudium und abgeschlossener pädagogischer 

Hochschulausbildung als Diplomlehrer für eine sonderpädagogische Fachrich-

tung, 

f) mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung als Diplomlehrer mit 

einer Lehrbefähigung für zwei Fächer der allgemeinbildenden polytechnischen 

Oberschule mit einem Zusatzstudium und abgeschlossener pädagogischer 

Hochschulausbildung als Diplomlehrer für eine sonderpädagogische Fachrich-

tung. 

_________________________ 

1  Nach mindestens sechsjähriger Lehrtätigkeit und Bewährung seit 1. August 1991 nach Maßgabe der Vorbe-

merkung Nummer 6. 

2  Nach seit dem 1. Juli 1995 mindestens achtjähriger Lehrtätigkeit und Bewährung nach Maßgabe der Vorbe-

merkung Nummer 6.  

 


